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Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 


Eine Stellungnahme aus den USA 


Verstärkt die weltweite Solidarität mit den Menschen überall auf 
der Welt, die gegen Krieg, Armut und Ausbeutung kämpfen 


Jeder hier wurde von den Ereignissen des heu- 
tigen Tages tief getroffen. Das International 
Action Center übermittelt allen, die den Ver- 
lust ihrer Lieben zu beklagen und den Tau- 
senden Arbeitern, die sich heute im unteren 
Teil Manhattans aufgehalten haben, sein 
herzlichstes Mitgefühl und Beileid. 

Während in diesem Moment Tausende Fa- 
milien den Tod und die Verwundung ihrer Lie- 
ben betrauern, nutzt die Bush-Administrati- 
on diese menschliche Tragödie, um die Re- 
pression zu verstärken, indem sie die Krieg- 
streiberei des Pentagon vor allem im Mittle- 
ren Osten intensiviert. 

Araber und Muslime in den Vereinigten 
Staaten berichten von rassistischen Belästi- 
gungen in ihrem Wohnviertel, am Arbeits- 
platz und beim Besuch von Moscheen. Der 
antiarabische Rassismus ist ein Gift, das 
zurückgewiesen werden muß. Wir appellieren 
an alle, die Rassismus bekämpfen, sich Schul- 
ter an Schulter mit der arabisch-amerikani- 
schen Gemeinschaft diesem rassistischen 
Wahnsinn entgegenzustellen. 
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Demonstrationen 


Nach dem Bombenanschlag auf das Behör- 
denhochhaus in Oklahoma City 1995 haben 
US-Regierung und Medien schnell spekuliert, 
arabische und islamistische Organisationen 
hätten die Tat zu verantworten; heute weiß 
jeder, daß der rechtsextremistische Armeeve- 
teran Timothy McVeigh die Tat begangen hat. 


Neve Kriegsgefahr 


Das International Action Center ermahnt al- 
le Kriegsgegner und fortschrittlichen Men- 
schen in höchster Alarmbereitschaft zu blei- 
ben, um die Pläne der Bush-Administration 
und des Pentagon zu durchkreuzen, diese Kri- 
se als ein Sprungbrett für eine neue Aggres- 
sionsrunde gegen die Dritte Welt - insbeson- 
dere gegen die Menschen im Mittleren Osten 
- zu nutzen. 

Im August 1998 schickte das Pentagon mör- 
derische Cruise-Missile-Raketen gegen eine 
Medikamentenfabrik im Sudan. Ohne jeden 
Beweis rechtfertigte man dies mit dem Bom- 
benanschlag auf die US-Botschaft in Kenia. 
Die Cruise Missiles zerstörten die pharma- 


gegen die Kriegsvorbereitungen in Berlin am 19.9. (links oben), Hamburg am 16.9. (o.m.), in Südkore 


Nach dem Anschlag wurden politische 
Gefangene in den USA, namentlich 
. Marilyn Buck, Sundiata Acoli, Carlos 
Alberto Torres totaler Isolation unter- 
 worfen. Marilyn z.B. bekommt keine 
Post, darf nicht telefonieren und vor 

allem auch nicht mit ihren Anwälten 

Kontakt aufnehmen. Die Nachfragen 

ihrer Unterstützerlnnen nach der 
Rechtmäßigkeit dieser totalen Isolati- 

on wurden von keiner Gefängnis- 
 behörde beantwortet. 


zeutische Fabrik von Al Shifa, die den größ- 
ten Teil der sudanesischen Medikamente lie- 
ferte. Tausende Afrikaner starben in unmit- 
telbarer Konsequenz der Bombardierung 
durch das Pentagon. 

1983 befahl Präsident Ronald Reagan die 
Invasion Grenadas kurz nachdem eine Auto- 
bombe in einer Marine-Kaserne im Libanon 
explodiert war. Unter Bush senior starben am 
Heiligen Abend des Jahres 1998 2000 Pana- 


j a und auf den 


Philippinen am 19.9. (unten links und Mitte). Zehntausende Afghanen sind auf der Flucht (oben rechts), eine Million ist akut von Hun- 
ger bedroht. Die deutschen Krisenreaktionskräfte sind, so heißt es am 21.9., auf dem Weg zum Einsatz in Afghanistan. 


mesen mitten in der Nacht unter dem Vor- 
wand des Krieges gegen die Drogen. 

1986, nachdem man Syrien, Iran und meh- 
rere Palästinenserorganisationen für eine 
Bombenexplosion in einer deutschen Disco- 
thek verantwortlich machte, bombardierten 
US-Kampfflugzeuge die libyschen Städte Tri- 
polis und Bengazi. Hunderte Zivilisten, dar- 
unter Kinder, starben im Schlaf, als die US- 
Luftwaffe diesen heimtückischen Angriff 
durchführte. 

Wir rufen die Aktivisten und die Menschen 
dieses Landes dazu auf, sich auf Proteste ge- 
gen eine neue, sich bereits abzeichnende Ag- 
gression des Pentagon vorzubereiten. 

Die Bush-Administration wird die gegen- 
wärtige Krise dazu nutzen, die weitere Auf- 
rüstung auf Kosten von Wohnungsbau, Bil- 
dung, Gesundheitsvorsorge, Arbeitsplätzen 
und anderer menschlicher Bedürfnisse zu 
rechtfertigen. 


Mehr staatliche Repression 


Zur Zeit riegeln Militär, FBI und die lokale Po- 
lizei im ganzen Land große städtische Gebie- 
te ab, blockieren Brücken, Tunnel und Straßen 
und mobilisieren ein gigantisches Aufgebot 
von Polizei und Nationalgarde. Dies alles of- 
fenbart ein fortgeschrittenes Stadium in der 
Planung zur Repression im Innern, die gegen 
die fortschrittliche und Arbeiterbewegung, 
sowie gegen Schwarze, Latinos, Asiaten, Ara- 
ber und andere unterdrückte Gemeinschaften 
eingesetzt werden kann. 

Dies alles sind Gründe, sich den gegenwär- 
tigen Bestrebungen entgegenzustellen, die 
Befugnisse der Polizei unter dem Deckmantel 
der gegenwärtigen Krise zu erweitern. 


Verstärkt die Solidarität 


Die Menschen in New York und im übrigen 
Land dürfen der Bush-Administration und 
dem Pentagon nicht erlauben, ihre ehrlichen 
Gefühle von Schock und Verzweiflung zu in- 
strumentalisieren, um die Reaktion zu schü- 
ren und den Repressionsapparat auszubauen. 
Dies wird den arbeitenden und unterdrückten 
Menschen dieses und jeden anderen Landes 
nicht helfen. 

Die richtige Antwort auf die Ereignisse des 
heutigen Tages ist die Verstärkung der Soli- 
darität mit den Familien und Freunden derer, 
die im World Trade Center und im Pentagon 
getötet oder verletzt wurden. Verstärkt die 
weltweite Solidarität mit den Menschen über- 
all auf der Welt, die gegen Krieg, Armut und 
Ausbeutung kämpfen und verstärkt die Pro- 
testbewegung gegen neue Aggressionen des 
Pentagon. 

International Action Center 

39 West 14th Street, Room 206 

New York, NY 10011 

email: iacenter@action-mail.org 
En Espanol: el_iac@yahoo.com 

web: hitp://www.iacenter.org 


In den USA rufen zahlreiche Organisationen 
für den 29. September zu einer großen, bun- 
desweiten Demonstration gegen den drohen- 
den Krieg auf. 
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Anti-Terror-Maßnahmen gegen den „inneren Feind” 


Widerstand gegen die 
Formierung der Gesellschaft! 


Wir sind gegenwärtig (20.9.) noch nicht im- 
stande, auch nur einen halbwegs vollstän- 
digen Überblick über die Maßnahmen zur 
„Terroristenbekämpfung“ zu geben, die die 
Bundesregierung, teils in Zusammenarbeit 
innerhalb der EU, vorbereitet und 
beschließt. Fast stündlich dringen 
neue Pläne und Vorschläge in die 
Öffentlichkeit, und es hat den An- 
schein, als brauchte die ganz große 
Koalition nur die Schubladen zu | 
öffnen, um die Maßnahmenpakete ` 
herauszuziehen, die dort lang vor- 
bereitet liegen. Die Geheimdienste : 
werden ausgebaut und aufgerüstet, 
die Trennung zwischen Militär, Ge- ; 
heimdiensten, Polizei droht völlig | 
aufgehoben zu werden, die als į 
„Fremde“ Identifizierten werden 
unter Überwachung gestellt, Men- 
schen anderer Religionszugehörig- 
keit und anderer Herkunft in ihrer 
politischen Betätigung und ihrer 
freien Religionsausübung einge- 
schränkt. Die angekündigte Einfü- 


Bündnisfall ermöglicht zivile 


Teilmobilmachung 


Entriegelung des Rechts: Ein Teil der Not- 
standsgesetze kann automatisch per Nato- 
Beschluss aktiviert werden 


Die Feststellung des Bündnisfalles nach Ar- 
tikel 5 des Nordatlantik-Vertrages hat zu- 
nächst außenpolitische Wirkungen: Ein An- 
griff auf einen Staat des Bündnisses gilt als 
Angriff auf alle Staaten des Bündnisses. Das 
heißt: Alle müssen dem Angegriffen Beistand 
nach dessen Wahl leisten. Die rechtliche Kraft 
des Bündnisfalles geht jedoch darüber hin- 
aus: Ein Bündnisfall-Beschluss hat unmittel- 
bare innenpolitische Auswirkungen - es wer- 
den automatisch eine Reihe von (durchaus 
heiklen) Gesetzen in Kraft gesetzt. 

Zum erstenmal in der Geschichte der Bun- 
desrepublik wird demzufolge ein Teil der Not- 
standsgesetze aus dem Jahr 1968 aktiviert - 
allein durch Nato-Beschluss: Eine Feststel- 
lung des „Bündnisfalles“ durch die Nato plus 
Zustimmung der Bundesregierung sperrt 
gemäß Artikel 80 a Absatz 3 des Grundge- 
setzes Rechtsvorschriften auf, vor denen in 
normalen Zeiten ein Riegel liegt; es handelt 
sich um Vorschriften über die Verteidigung 
und den Schutz der Zivilbevölkerung. Der 


Auswirkungen noch überhaut nicht über- 
schauen - wird etwa künftig die Forderung 
nach friedlicher Lösung der Kurdenfrage als 
Unterstützung für eine „terroristische Ver- 
einigung“ verfolgt werden können? 


Mittels des 8129a wurden Forderungen wie diese als 
„Unterstützung einer terroristische Vereinigung” 
gung eines §127b lässt sich in ihren kriminalisiert und verfolgt. 


Grundgesetzkommentar von Mangoldt/ 
Klein/ Starck (4. Auflage 2001) spricht in die- 
sem Zusammenhang von einer zivilen „Teil- 
mobilmachung“ nach Maßgabe des Nato- 
Alarmplans. Das alles aber ist momentan 
Theorie. Praktische Auswirkungen sind der- 
zeit noch nicht ersichtlich. 

Der Streitkräfte-Einsatz im Inneren ist auf- 
grund des Bündnisfalles noch nicht möglich. 
Hierzu bedürfte es eines ausdrückliches Be- 
schlusses des Bundestags - der dann den 
Spannungsfall ausrufen müsste. Immerhin: 
der von der Nato festgestellte Bündnisfall hat 
einen Teil der Wirkungen, den die Ausrufung 
des Spannungsfalles durch den Bundestag 
hätte. Das heißt: Der Beschluss, der den 
„Bündnisfall“ feststellt, führt „zu einer Ent- 
sperrung von Rechtsvorschriften“ (so 
Mangoldt/Klein/Starck). Es sollen damit, das 
ist der Sinn der Vorschrift, möglichst schnell 
notwendige Verteidigungsvorbereitungen 
gegriffen werden können, auch wenn sich die 
Angriffe nur gegen den Nato-Partner und 
nicht gegen das eigene Territorium richten. 

Roman Herzog, der frühere Bundespräsi- 
dent und Ex-Präsident des Bundesverfas- 
sungsgerichts, meint, es handele sich hier 
„unzweifelhaft (um) eine der bedenklichsten 
Bestimmungen“, welche die Notstandsgeset- 
ze „überhaupt gebracht“ haben (so Herzog 
im Grundgesetzkommentar von Maunz- 
Dürig). Die Bedenken Herzogs beziehen sich 


Wir werden für die nächste Ausgabe ver- 
suchen, das Ausmaß der Repression, die 
tatsächliche, vermutete und potenzielle 
Kriegs-Gegner trifft, einigermaßen zu do- 
kumentieren. In dieser Ausgabe dokumen- 
tieren wir zunächst eine Presseerklärung 
von Ulla Jelpke, MdB PDS, zur gerade von 
der EU-Kommission verabschiedeten „ge- 
meinsamen Definition des Begriffs Terro- 
rismus“ Auf Grundlage dieser Definition 
können die Herrschenden praktisch jeden 
systemoppositionellen Widerstand als 
„Terrorismus“ verfolgen. 

Außerdem und vor allem wollen wir wir 
aufeine Dimension staatlicher Maßnahmen 
hinweisen, die gar nicht genug beachtet 
werden kann: die Notstandsgesetze, die 
1968 verabschiedet wurden, inzwischen 
fast vergessen sind, aber von den Herr- 
schenden in Vorrat gehalten werden. Dazu 
dokumentieren wir einen Artikel von Heri- 
bert Prantl aus der „Süddeutschen Zeitung“ 
vom 14.9. sowie Notstandsgesetze selbst. 
(scc) 


EU-Minister erwägen 
gefährlich vage Terrorismus- 
Definition 


Zur heutigen (20.9.) Beratung der EU-In- 
nen- und Justizminister über die Bekämp- 
fung von Terrorismus erklärt die innenpo- 
litische Sprecherin der PDS-Bundestags- 
fraktion, Ulla Jelpke: 


in erster Linie darauf, dass ein Nato-Beschluss 
einen Beschluss des Bundestags ersetzt; das 
führt zu einem Kompetenzverlust des Bun- 
destags zugunsten der Bundesregierung. Es 
handelt sich um die Stunde der Exekutive: 
Der Nato-Beschluss plus Zustimmung der 
Bundesregierung hat unmittelbare Auswir- 
kungen auf innerdeutsches Recht. 

Als Begründung für diese in der gesamten 
Nato einmalige Regelung heißt es in der amt- 
lichen Begründung zu den Notstandsgeset- 
zen: An der Bündnisfähigkeit der Bundesre- 
publik sollen keine Zweifel bestehen. In der 
deutschen Geschichte sei es „ein Novum“, 
dass ein internationales Organ die Möglich- 
keit hat, „von sich aus Rechtsvorschriften in 
Geltung zu bringen, deren Anwendung der 
nationale Gesetzgeber ausgesetzt hat“, 
schreibt Herzog. 

Das klingt ein wenig dramatischer, als es 
im konkreten Fall ist. Die Feststellung des 
Bündnisfalles durch die Nato hat weit weni- 
ger weitreichende Folgen als die Ausrufung 
des Spannungsfalles durch den Bundestag: 
Der Einsatz der Streitkräfte im Inneren ist nur 
im Spannungsfall, nicht aber im Nato-Bünd- 
nisfall erlaubt. Auch Dienstverpflichtungen 
und Verbote, den Arbeitsplatz zu wechseln, 
können nur im Spannungsfall, nicht aber im 
Nato-Bündnisfall angeordnet werden. Wenn 
also die Bundeswehr bei besonderer Gefah- 
renlage zum Schutz ziviler Objekte eingesetzt 


Der Beratung liegt ein Papier der EU- 
Kommission vor, das eine extrem gefährli- 
che, weil extrem vage Definition von Ter- 
rorismus enthält. Damit wächst die Gefahr 
staatlicher Übergriffe auf Unschuldige. 

So soll einfacher Diebstahl oder die „un- 
erlaubte Inbesitznahme öffentlicher Orte 
und Güter“ als „Terror“ eingestuft werden, 
wenn dies mit dem Ziel geschieht, die „po- 
litischen, wirtschaftlichen oder sozialen 
Strukturen ... stark zu beeinträchtigen“. 

Diese Definition von Terror ist nagelneu 
und maßlos. Wo endet bei einer solchen De- 
finition künftig die erlaubte politische oder 
gewerkschaftliche Gegenwehr gegen staat- 
liche Politik oder Unternehmen, wo beginnt 
künftig der Terror? 

Gelten damit künftig Streiks in der Strom- 
oder Wasserwirtschaft, Sitzblockaden vor 
Kernkraftwerken oder Kasernen, Straßen- 
blockaden wegen Fahrpreiserhöhungen 
oder von aufgebrachten Bauern als „Ter- 
ror“? Sogar die Drohung mit solchen Taten 
soll nach der Vorlage der EU-Kommission 
mit jahrelanger Haft bestraft werden. 

Ich fürchte, dass die Innen- und Justiz- 
minister ein mit heißer Nadel produziertes 
Abkommen durchpeitschen, das zu maßlo- 
ser staatlichen Repression und massiver 
Einschränkung von Bürgerrechten führen 
kann. 

Wo legitime Politik und Gegenwehr auf- 
hört und Terror anfängt, ist aus vielen 
Gründen seit vielen Jahren umstritten. Die 
USA beispielsweise haben bis heute die UN- 
Konvention zur Bekämpfung von Terroris- 


werden soll, müsste der Bundestag über den 
von der Nato erklärten Bündnisfall hinaus 
noch den Spannungsfall erklären. 

Der Bündnisfall ermächtigt die Behörden, 
zu sogenannten Sicherstellungsgesetzen zu 
greifen, zu einer Reihe von Maßnahmen al- 
so, welche etwa die Versorgung der Zivilbe- 
völkerung, der Streitkräfte und anderer „Be- 
darfsträger“ gewährleisten sollen: Das Ver- 
kehrsssicherstellungsgesetz etwa berechtigt 
zu Eingriffen in die Verkehrsplanung und 
Personenbeförderung. Das Wirtschaftssi- 
cherstellungsgesetz ermöglicht den Zugriff 
auf die gewerbliche Wirtschaft, ähnlich das 
Ernährungssicherstellungsgesetz. Das Gesetz 


mus nicht unterzeichnet. 

Ich fürchte, dass die „bleiernen Zeiten“ 
der Terrorismushysterie der 70er Jahre ver- 
stärkt wieder aufziehen. ° 


nter die Terrordefinition der EU vom 

20.9. fallen folgende Taten, die „gegen 
ein Land oder mehrere Länder, ihre Institu- 
tionen oder ihre Bevölkerung mit dem Ziel, 
die politischen, wirtschaftlichen oder so- 
zialen Strukturen zu bedrohen und stark zu 
beeinträchtigen oder zu zerstören“, began- 
gen werden: „a) Mord; b) Körperverletzung; 
c) Entführung oder Geiselnahme; d) Er- 
pressung; e) einfachen oder schweren Dieb- 
stahl; f) die unerlaubte Inbesitznahme öf- 
fentlicher Einrichtungen, öffentlicher 
Transportmittel, von Infrastrukturen, öf- 
‚fentlicher Orte und Güter oder die ihnen zu- 
gefügten Schäden; g) Herstellung, Besitz, 
Erwerb, Transport oder Bereitstellung von 
Waffen und Sprengstoffen; h) die Freiset- 
zung giftiger Stoffe oder die Verursachung 
von Bränden, Überschwemmungen oder Ex- 
plosionen, die Gefährdung von Menschen, 
Gütern, Tieren oder der Umwelt; if die 
Störung oder Unterbrechung der Versorgung 
mit Wasser, Elektrizität oder anderen 
Grundgüter; j( Aufträge für Attentate, die 
ein Informationssystem stören; k) die Dro- 
hung mit einer der oben aufgezählten 
Straftaten; I) die Führung einer terroristi- 
schen Vereinigung; m) die Ermunterung 
oder Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung oder die Beteiligung an einer 
terroristischen Gruppe.“ 


über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes schließlich ermöglicht Evakuierun- 
gen. Die Juristen reden von den „einfachen 
Notstandsgesetzen“. Eine praktische Bedeu- 
tung haben sie gegenwärtig im Zusammen- 
hang mit dem Bündnisfall nicht. Sie zeigen 
allerdings, dass der „Bündnisfall“ ganz er- 
hebliche innere Auswirkungen zeitigen kann. 
Der Bundestag hat die Möglichkeit, Maß- 
nahmen, die im Zusammenhang mit dem 
Bündnisfall getroffen werden, wieder aufzu- 
heben - allerdings nur mit der absoluten 
Mehrheit seiner Mitglieder. 
Heribert Prantl, 
SZ, Freitag, 14.9. 


Demonstration gegen die Notstandsgesetze 


1967/68 
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Siebzehntes Gesetz zur Ergän- 
zung des Grundgesetzes vom 
24. Juni 1968 


(„Notstandsgesetze“) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 1 Das 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird wie 
folgt ergänzt: 

1. Artikel 9 Abs. 3 wird durch folgenden Satz er- 
gänzt: 

„Maßnahmen nach den Artikeln 12 a, 35 Abs. 2 
und 3, Artikel 87 a Abs. 4 und Artikel 91 dürfen 
sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zur 
Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirt- 
schaftsbedingungen von Vereinigungen im Sinne 
des Satzes 1 geführt werden.“ 

2. Artikel 10 erhält folgende Fassung: „Artikel 10 
(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fern- 
meldegeheimnis sind unverletzlich. 

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines 
Gesetzes angeordnet werden. Dient die Beschrän- 
kung dem Schutze der freiheitlichen demokrati- 
schen Grundordnung oder des Bestandes oder der 
Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann 
das Gesetz bestimmen, daß sie dem Betroffenen 
nicht mitgeteilt wird und daß an die Stelle des 
Rechtsweges die Nachprüfung durch von der 
Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane 
tritt.“ 

3. Artikel 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes und nur für die Fälle einge- 
schränkt werden, in denen eine ausreichende Le- 
bensgrundlage nicht vorhanden ist und der All- 
gemeinheit daraus besondere Lasten entstehen 
würden oder in denen es zur Abwehr einer dro- 
henden Gefahr für den Bestand oder die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung des Bundes 
oder eines Landes, zur Bekämpfung von Seu- 
chengefahr, Naturkatastrophen oder besonders 
schweren Unglücksfällen, zum Schutze der Jugend 
vor Verwahrlosung oder um strafbaren Handlun- 
gen vorzubeugen, erforderlich ist.“ 

4. Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 12 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Ar- 
beitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen. 
Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes geregelt werden. 

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit ge- 
zwungen werden, außer im Rahmen einer her- 
kömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öf- 
fentlichen Dienstleistungspflicht. 

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich an- 
geordneten Freiheitsentziehung zulässig.“ 

5. Nach Artikel 12 wird folgender neuer Artikel 12 
a eingefügt: 

„Artikel 12a 

(1) Männer können vom vollendeten achtzehnten 
Lebenslahr an zum Dienst in den Streitkräften, im 
Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzver- 
band verpflichtet werden. 

(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst 
mit der Waffe verweigert, kann zu einem Ersatz- 
dienst verpflichtet werden. Die Dauer des Ersatz- 
dienstes darf die Dauer des Wehrdienstes nicht 
übersteigen. Das Nähere regelt ein Gesetz, das die 
Freiheit der Gewissensentscheidung nicht beein- 
trächtigen darf und auch eine Möglichkeit des Er- 
satzdienstes vorsehen muß, die in keinem Zusam- 
menhang mit den Verbänden der Streitkräfte und 
des Bundesgrenzschutzes steht. 


4. 


(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach 
Absatz 1 oder 2 herangezogen sind, können im 
Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für 
Zwecke der Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung in Arbeitsverhält- 
nisse verpflichtet werden; Verpflichtungen in öf- 
fentlich-rechtliche Dienstverhältnisse sind nur zur 
Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder sol- 
cher hoheitlichen Aufgaben der öffentlichen Ver- 
waltung, die nur in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis erfüllt werden können, zulässig. 
Arbeitsverhältnisse nach Satz 1 können bei den 
Streitkräften, im Bereich ihrer Versorgung sowie 
bei der öffentlichen Verwaltung begründet wer- 
den; Verpflichtungen in Arbeitsverhältnisse im 
Bereiche der Versorgung der Zivilbevölkerung sind 
nur zulässig, um ihren lebensnotwendigen Bedarf 
zu decken oder ihren Schutz sicherzustellen. 

(4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zi- 
vilen Dienstleistungen im zivilen Sanitäts- und 
Heilwesen sowie in der ortsfesten militärischen La- 
zarettorganisation nicht auf freiwilliger Grundla- 
ge gedeckt werden, so können Frauen vom voll- 
endeten achtzehnten bis zum vollendeten fün- 
fundfünfzigsten Lebensj ahr durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes zu derartigen Dienstleistun- 
gen herangezogen werden. Sie dürfen auf keinen 
Fall Dienst mit der Waffe leisten. 

(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle kön- 
nen Verpflichtungen nach Absatz 3 nur nach Maß- 
gabe des Artikels 80 a Abs. 1 begründet werden. 
Zur Vorbereitung auf Dienstleistungen nach Ab- 
satz 3, für die besondere Kenntnisse oder Fertig- 
keiten erforderlich sind, kann durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes die Teilnahme an Aus- 
bildungsveranstaltungen zur Pflicht gemacht wer- 
den. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung. 
(6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Ar- 
beitskräften für die in Absatz 3 Satz 2 genannten 
Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt 
werden, so kann zur Sicherung dieses Bedarfs die 
Freiheit der Deutschen, die Ausübung eines Berufs 
oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt wer- 
den. Vor Eintritt des Verteidigungsfalles gilt Ab- 
satz 5 Satz 1 entsprechend.“ 

6. Artikel 19 Abs. 4 wird durch folgenden Satz er- 
gänzt: 

„Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt.“ 

7. Artikel 20 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ord- 
nung zu beseitigen, haben alle Deutschen das 
Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht 
möglich ist.“ 

8. Der bisherige Wortlaut des Artikels 35 wird Ab- 
satz 1; folgende Absätze 2 und 3 werden ange- 
fügt: 

„(2) Zur Hilfe bei einer Naturkatastophe oder bei 
einem besonders schweren Unglücksfall kann ein 
Land Polizeikräfte anderer Länder, Kräfte und Ein- 
richtungen anderer Verwaltungen sowie des Bun- 
desgrenzschutzes und der Streitkräfte anfordern. 
(3) Gefährdet die Naturkatastrophe oder der Un- 
glücksfall das Gebiet mehr als eines Landes, so 
kann die Bundesregierung, soweit es zur wirksa- 
men Bekämpfung erforderlich ist, den Landesre- 
gierungen die Weisung erteilen, Polizeikräfte an- 
deren Ländern zur Verfügung zu stellen sowie Ein- 
heiten des Bundesgrenzschutzes und der Streit- 
kräfte zur Unterstützung der Polizeikräfte einset- 
zen. Maßnahmen der Bundesregierung nach Satz 
1 sind jederzeit auf Verlangen des Bundesrates, im 
übrigen unverzüglich nach Beseitigung der Gefahr 
aufzuheben.“ 

9. Nach Artikel 53 wird folgender neuer Abschnitt 
IV a eingefügt: 

„IV a. Gemeinsamer Ausschuß 

Artikel 53 a 

(1) Der Gemeinsame Ausschuß besteht zu zwei 
Dritteln aus Abgeordneten des Bundestages, zu ei- 
nem Drittel aus Mitgliedern des Bundesrates. Die 
Abgeordneten werden vom Bundestage entspre- 


chend dem Stärkeverhältnis der Fraktionen be- 
stimmt; sie dürfen nicht der Bundesregierung an- 
gehören. Jedes Land wird durch ein von ihm be- 
stelltes Mitglied des Bundesrates vertreten; diese 
Mitglieder sind nicht an Weisungen gebunden. Die 
Bildung des Gemeinsamen Ausschusses und sein 
Verfahren werden durch eine Geschäftsordnung 
geregelt, die vom Bundestage zu beschließen ist 
und der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

(2) Die Bundesregierung hat den Gemeinsamen 
Ausschuß über ihre Planungen für den Verteidi- 
gungsfall zu unterrichten. Die Rechte des Bun- 
destages und seiner Ausschüsse nach Artikel 43 
Abs. 1 bleiben unberührt.“ 

10. Artikel 59 a wird aufgehoben. 

11. Artikel 65 a Abs. 2 wirdgestrichen. | 

12. In Artikel 73 Nr. 1 werden die Worte „der Wehr- 
pflicht für Männer vom vollendeten achtzehnten 
Lebensjahr an und“ gestrichen. 

13. Nach Artikel 80 wird folgender neuer Artikel 
80 a eingefügt: 

„Artikel 80a 

(1) Ist in diesem Grundgesetz oder in einem Bun- 
desgesetz über die Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung bestimmt, daß 
Rechtsvorschriften nur nach Maßgabe dieses Ar- 
tikels angewandt werden dürfen, so ist die An- 
wendung außer im Verteidigungsfalle nur zuläs- 
sig, wenn der Bundestag den Eintritt des Span- 
nungsfalles festgestellt oder wenn er der Anwen- 
dung besonders zugestimmt hat. Die Feststellung 
des Spannungsfalles und die besondere Zustim- 
mung in den Fällen des Artikels 12 a Abs. 5 Satz 
1 und Abs. 6 Satz 2 bedürfen einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

(2) Maßnahmen auf Grund von Rechtsvorschrif- 
ten nach Absatz 1 sind aufzuheben, wenn der Bun- 
destag es verlangt. 

(3) Abweichend von Absatz 1 ist die Anwendung 
solcher Rechtsvorschriften auch auf der Grundla- 
ge und nach Maßgabe eines Beschlusses zulässig, 
der von einem internationalen Organ im Rahmen 
eines Bündnisvertrages mit Zustimmung der Bun- 
desregierung gefaßt wird. Maßnahmen nach die- 
sem Absatz sind aufzuheben, wenn der Bundes- 
tag es mit der Mehrheit seiner Mitglieder verlangt.“ 
14. Artikel 87 a erhältfolgende Fassung: 

„Artikel 87a 

(1) Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung 
auf. Ihre zahlenmäßige Stärke und die Grundzü- 
ge ihrer Organisation müssen sich aus dem Haus- 
haltsplan ergeben. 

(2) Außer zur Verteidigung dürfen die Streitkräf- 
te nur eingesetzt werden, soweit dieses Grundge- 
setz es ausdrücklich zuläßt. 

(3) Die Streitkräfte haben im Verteidigungsfalle 
und im Spannungsfalle die Befugnis, zivile Ob- 
jekte zu schützen und Aufgaben der Verkehrsre- 
gelung wahrzunehmen, soweit dies zur Erfüllung 
ihres Verteidigungsauftrages erforderlich ist. 
Außerdem kann den Streitkräften im Verteidi- 
gungsfalle und im Spannungsfalle der Schutz zi- 
viler Objekte auch zur Unterstützung polizeilicher 
Maßnahmen übertragen werden; die Streitkräfte 
wirken dabei mit den zuständigen Behörden zu- 
sammen. 

(4) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den 
Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder eines Landes kann 
die Bundesregierung, wenn die Voraussetzungen 
des Artikels 91 Abs. 2 vorliegen und die Polizei- 
kräfte sowie der Bundesgrenzschutz nicht ausrei- 
chen, Streitkräfte zur Unterstützung der Polizei 
und des Bundesgrenzschutzes beim Schutze von 
zivilen Objekten und bei der Bekämpfung organi- 
sierter und militärisch bewaffneter Aufständischer 
einsetzen. Der Einsatz von Streitkräften ist einzu- 
stellen, wenn der Bundestag oder der Bundesrat es 
verlangen.“ 

15. Artikel 91 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 91 

(1) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den 
Bestand oder die freiheitliche demokratische 


Grundordnung des Bundes oder eines Landes kann 
ein Land Polizeikräfte anderer Länder sowie Kräf- 
te und Einrichtungen anderer Verwaltungen und 
des Bundesgrenzschutzes anfordern. 

(2) Ist das Land, in dem die Gefahr droht, nicht 
selbst zur Bekämpfung der Gefahr bereit oder in 
der Lage, so kann die Bundesregierung die Polizei 
in diesem Lande und die Polizeikräfte anderer Län- 
der ihren Weisungen unterstellen sowie Einheiten 
des Bundesgrenzschutzes einsetzen. Die Anord- 
nung ist nach Beseitigung der Gefahr,im übrigen 
jederzeit auf Verlangen des Bundesrates aufzuhe- 
ben. Erstreckt sich die Gefahr auf das Gebiet mehr 
als eines Landes, so kann die Bundesregierung, so- 
weit es zur wirksamen Bekämpfung erforderlich 
ist, den Landesregierungen Weisungen erteilen; 
Satz 1 und Satz 2 bleiben unberührt.“ 

16. Nach Artikel 1 15 wird folgender neuer Ab- 
schnit X a eingefügt: „Xa. Verteidigungsfall 
Artikel 115a 

(1) Die Feststellung, daß das Bundesgebiet mit 
Waffengewalt angegriffen wird oder ein solcher 
Angriff unmittelbar droht (Verteidigungsfall), 
trifft der Bundestag mit Zustimmung des Bundes- 
rates. Die Feststellung erfolgt auf Antrag der Bun- 
desregierung und bedarf einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen, mindestens 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages. 

(2) Erfordert die Lage unabweisbar ein sofortiges 
Handeln und stehen einem rechtzeitigen Zusam- 
mentritt des Bundestages unüberwindliche Hin- 
dernisse entgegen oder ist er nicht beschlußfähig, 
so trifft der Gemeinsame Ausschuß diese Feststel- 
lung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der ab- 
gegebenen Stimmen, mindestens der Mehrheit sei- 
ner Mitglieder. 

(3) Die Feststellung wird vom Bundespräsidenten 
gemäß Artikel 82 im Bundesgesetzblatte verkün- 
det. Ist dies nicht rechtzeitig möglich, so erfolgt 
die Verkündung in anderer Weise; sie ist im Bun- 
desgesetzblatte nachzuholen, sobald die Umstän- 
de es zulassen. 

(4) Wird das Bundesgebiet mit Waffengewalt an- 
gegriffen und sind die zuständigen Bundesorgane 
außerstande, sofort die Feststellung nach Absatz 
1 Satz 1 zu treffen, so gilt diese Feststellung als 
getroffen und als zu dem Zeitpunkt verkündet, in 
dem der Angriff begonnen hat. Der Bundespräsi- 
dent gibt diesen Zeitpunkt bekannt, sobald die 
Umstände es zulassen. 

(5) Ist die Feststellung des Verteidigungsfalles ver- 
kündet und wird das Bundesgebiet mit Waffenge- 
walt angegriffen, so kann der Bundespräsident 
völkerrechtliche Erklärungen über das Bestehen 
des Verteidigungsfalles mit Zustimmung des Bun- 
destages abgeben. 

Unter (6) den Voraussetzungen des Absatzes 2 tritt 
an die Stelle des Bundestages der Gemeinsame 
Ausschuß. 

Artikel 115b 

Mit der Verkündung des Verteidigungsfalles geht 
die Befehls- und Kommandogewalt über die Streit- 
kräfte auf den Bundeskanzler über. 

Artikel 115c 

(1) Der Bund hat für den Verteidigungsfall das 
Recht der konkurrierenden Gesetzgebung auch auf 
den Sachgebieten, die zur Gesetzgebungszustän- 
digkeit der Länder gehören. Diese Gesetze bedür- 
fen der Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Soweit es die Verhältnisse während des Vertei- 
digungsfalles erfordern, kann durch Bundesgesetz 
für den Verteidigungsfall 1. bei Enteignungen ab- 
weichend von Artikel 14 Abs. 3 Satz 2 die Ent- 
schädigung vorläufig geregelt werden. 

2. für Freiheitsentziehungen eine von Artikel 104 
Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 1 abweichende Frist, 
höchstens jedoch eine solche von vier Tagen, für 
den Fall festgesetzt werden, daß ein Richter nicht 
innerhalb der für Normalzeiten geltenden Frist 
tätig werden konnte. 

(3) Soweit es zur Abwehr eines gegenwärtigen oder 
unmittelbar drohenden Angriffs erforderlich ist, 


kann für den Verteidigungsfall durch Bundesge- 
setz mit Zustimmung des Bundesrates die Ver- 
waltung und das Finanzwesen des Bundes und der 
Länder abweichend von Abschnitt VIN und den 
Artikeln 106 bis 115 geregelt werden, wobei die 
Lebensfähigkeit der Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände, insbesondere auch in finanziel- 
ler Hinsicht, zu wahren ist. 

(4) Bundesgesetze nach den Absätzen 1 und 2 Nr. 
1 dürfen zur Vorbereitung ihres Vollzuges schon 
vor Eintritt des Verteidigungsfalles angewandt 
werden. 

Artikel 115d 

(1) Für die Gesetzgebung des Bundes gilt im Ver- 
teidigungsfalle abweichend von Artikel 76 Abs. 2, 
Artikel 77 Abs, 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4, Artikel 
78 und Artikel 82 Abs. 1 die Regelung der Absät- 
ze 2 und 3. 

(2) Gesetzesvorlagen der Bundesregierung, die sie 
als dringlich bezeichnet, sind gleichzeitig mit der 
Einbringung beim Bundestage dem Bundesrate 
zuzuleiten. Bundestag und Bundesrat beraten die- 
se Vorlagen unverzüglich gemeinsam. Soweit zu 
einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates 
erforderlich ist, bedarf es zum Zustandekommen 
des Gesetzes der Zustimmung der Mehrheit seiner 
Stimmen. Das Nähere regelt eine Geschäftsord- 
nung, die vom Bundestage beschlossen wird und 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

(3) Für die Verkündung der Gesetze gilt Artikel 
115a Abs. 3 Satz 2 entsprechend. 

Artikel 115e 

(1) Stellt der Gemeinsame Ausschuß im Verteidi- 
gungsfalle mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen, mindestens mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder fest, daß dem rechtzei- 
tigen Zusammentritt des Bundestages unüber- 
windliche Hindernisse entgegenstehen oder daß 
dieser nicht beschlußfähig ist, so hat der Gemein- 
same Ausschuß die Stellung von Bundestag und 
Bundesrat und nimmt deren Rechte einheitlich 
wahr. 

(2) Durch ein Gesetz des Gemeinsamen Ausschus- 
ses darf das Grundgesetz weder geändert noch 
ganz oder teilweise außer Kraft oder außer An- 
wendung gesetzt werden. Zum Erlaß von Geset- 
zen nach Artikel 24 Abs. 1 und Artikel 29 ist der 
Gemeinsame Ausschuß nicht befugt. 

Artikel 115 f 

(1) Die Bundesregierung kann im Verteidigungs- 
falle, soweit es die Verhältnisse erfordern, 1. den 
Bundesgrenzschutz im gesamten Bundesgebiet 
einsetzen; 2. außer der Bundesverwaltung auch 
den Landesregierungen und, wenn sie es für dring- 
lich erachtet, den Landesbehörden Weisungen er- 
teilen und diese Befugnis auf von ihr zu bestim- 
mende Mitglieder der Landesregierungen übertra- 
gen. 

(2) Bundestag, Bundesrat und der Gemeinsame 
Ausschuß sind unverzüglich von den nach Absatz 
1 getroffenen Maßnahmen zu unterrichten. 
Artikel 115g 

Die verfassungsmäßige Stellung und die Erfüllung 
der verfassungsmäßigen Aufgaben des Bundes- 
verfassungsgerichtes und seiner Richter dürfen 
nicht beeinträchtigt werden. Das Gesetz über das 
Bundesverfassungsgericht darf durch ein Gesetz 
des Gemeinsamen Ausschusses nur insoweit geän- 
dert werden, als dies auch nach Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichtes zur Aufrechterhal- 
tung der Funktionsfähigkeit des Gerichtes erfor- 
derlich ist. Bis zum Erlaß eines solchen Gesetzes 
kann das Bundesverfassungsgericht die zur Er- 
haltung der Arbeitsfähigkeit des Gerichtes erfor- 
derlichen Maßnahmen treffen. Beschlüsse nach 
Satz 2 und Satz 3 faßt das Bundesverfassungsge- 
richt mit der Mehrheit der anwesenden Richter. 
Artikel 115h 

(1) Während des Verteidigungsfalles ablaufende 
Wahlperioden des Bundestages oder der Volks- 
vertretungen der Länder enden sechs Monate nach 
Beendigung des Verteidigungsfalles. Die im Ver- 


teidigungsfalle ablaufende Amtszeit des Bunde- 
spräsidenten sowie bei vorzeitiger Erledigung sei- 
nes Amtes die Wahrnehmung seiner Befugnisse 
durch den Präsidenten des Bundesrates enden 
neun Monate nach Beendigung des Verteidi- 
gungsfalles. Die im Verteidigungsfalle ablaufende 
Amtszeit eines Mitgliedes des Bundesverfas- 
sungsgerichtes endet sechs Monate nach Beendi- 
gung des Verteidigungsfalles. 

(2) Wird eine Neuwahl des Bundeskanzlers durch 
den Gemeinsamen Ausschuß erforderlich, so wählt 
dieser einen neuen Bundeskanzler mit der Mehr- 
heit seiner Mitglieder; der Bundespräsident macht 
dem Gemeinsamen Ausschuß einen Vorschlag. Der 
Gemeinsame Ausschuß kann dem Bundeskanzler 
das Mißtrauen nur dadurch aussprechen, daß er 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mit-- 
glieder einen Nachfolger wählt. 

(3) Für die Dauer des Verteidigungsfalles ist die 
Auflösung des Bundestages ausgeschlossen. 
Artikel 115i 

(1) Sind die zuständigen Bundesorgane außer- 
stande, die notwendigen Maßnahmen zur Abwehr 
der Gefahr zu treffen, und erfordert die Lage un- 
abweisbar ein sofortiges selbständiges Handeln in 
einzelnen Teilen des Bundesgebietes, so sind die 
Landesregierungen oder die von ihnen bestimm- 
ten Behörden oder Beauftragten befugt, für ihren 
Zuständigkeitsbereich Maßnahmen im Sinne des 
Artikels 115 f Abs. 1 zu treffen. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 können durch die 
Bundesregierung, im Verhältnis zu Landesbehör- 
den und nachgeordneten Bundesbehörden auch 
durch die Ministerpräsidenten der Länder, jeder- 
zeit aufgehoben werden. 

Artikel 115k 

(1) Für die Dauer ihrer Anwendbarkeit setzen Ge- 
setze nach den Artikeln 115c, 115e und 115g und 
Rechtsverordnungen, die auf Grund solcher Ge- 
setze ergehen, entgegenstehendes Recht außer An- 
wendung. Dies gilt nicht gegenüber früherem 
Recht, das auf Grund der Artikel 115c, 115e und 
115g erlassen worden ist. 

(2) Gesetze, die der Gemeinsame Ausschuß be- 
schlossen hat, und Rechtsverordnungen, die auf 
Grund solcher Gesetze ergangen sind, treten spä- 
testens sechs Monate nach Beendigung des Ver- 
teidigungsfalles außer Kraft. 

(3) Gesetze, die von Artikel 106 und 107 abwei- 
chende Regelungen enthalten, gelten längstens bis 
zum Ende des zweiten Rechnungsjahres, das auf 
die Beendigung des Verteidigungsfalles folgt. Sie 
können nach Beendigung des Verteidigungfalles 
durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bun- 
desrates geändert werden, um zu der Regelung 
gemäß Abschnitt X überzuleiten. 

Artikel 115] 

(1) Der Bundestag kann jederzeit mit Zustimmung 
des Bundesrates Gesetze des Gemeinsamen Aus- 
schusses aufheben. Der Bundesrat kann verlangen, 
daß der Bundestag hierüber beschließt. Sonstige 
zur Abwehr der Gefahr getroffene Maßnahmen des 
Gemeinsamen Ausschusses oder der Bundesregie- 
rung sind aufzuheben, wenn der Bundestag und 
der Bundesrat es beschließen. 

(2) Der Bundestag kann mit Zustimmung des Bun- 
desrates jederzeit durch einen vom Bundespräsi- 
denten zu verkündenden Beschluß den Verteidi- 
gungsfall für beendet erklären. Der Bundesrat 
kann verlangen, daß der Bundestag hierüber be- 
schließt. Der Verteidigungsfall ist unverzüglich für 
beendet zu erklären, wenn die Voraussetzungen 
für seine Feststellung nicht mehr gegeben sind. 
(3) Über den Friedensschluß wird durch Bundes- 
gesetz entschieden.“ 

17. Artikel 142a und Artikel 143 werden aufge- 
hoben. 

2 Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

Quelle: Bundesgesetzblatt, Jg. 1968 1, S. 709 


Das Gesetz wurde am 27. Juni 1968 verkuendet. 
® 


Genua Gegeninfo 2 


Die Situation nach Genua 


Genua war kein „Ausrutscher“, sondern 
fügt sich in eine europaweite Eskalations- 
politik gegen die so genannte Antiglobali- 
sierungsbewegung, wie sie auch schon in 
Prag und Göteborg praktiziert wurde, ein. 
Allein - diesmal wurde die Öffentlichkeit 
durch die maßlose Brutalität der italieni- 
schen Polizei und das Ausmaß der Außer- 
kraftsetzung fundamentaler demokrati- 
scher Rechte, bis hin zu den Menschen- 
rechten selbst, aufgeschreckt. Genua hat 
deutlich vor Augen geführt, was es heißen 
kann, wenn die Sicherheitskräfte ermäch- 
tigt werden, für die Zerschlagung politi- 
schen Protests persönliche und politische 
Rechte missachten und über Leichen gehen 
zu können. „Das Imperium schlägt zurück“ 
- was das bedeutet und wie wir darauf in 
konstruktiver Weise antworten können, 
darüber müssen wir in nächster Zeit nach- 
denken und innerhalb der Bewegung dis- 
kutieren. Dazu gehören Fragen, wie wir uns 
gegen Diffamierungen, Spaltungsversuche 
und Repression schützen und untereinan- 
der Offenheit und Toleranz bewahren und 
unterschiedliche Aktionsformen zum Nut- 
zen aller koordinieren können. Dazu gehört 
auch, sich zu überlegen, wie wir nicht nur 
zu den „events“ in alle Welt verreisen, son- 
dern auch hier, jeweils vor Ort, in unserer 
Stadt, in unserem Alltag soziale Bewegung 
entstehen lassen, emanzipative Initiativen 
entfalten und für eine „andere“ Globalisie- 
rung „andere“ lokale Fundamente schaffen 
können. 


Misshandlungen Gefangener wurden 
auch in der Haft noch fortgesetzt. 


Während die Opfer der Polizeigewalt von 
Genua noch suchen, sich zu koordinieren, 
ihre Erlebnisse und Verletzungen zu verar- 
beiten, Berichte von Betroffenen zu sam- 
meln und Anklagen gegen den italieni- 
schen Staat vorzubereiten, wurde jetzt be- 
kannt, dass die Misshandlungen für einen 
Teil der Gefangenen auch in (1er Haft noch 
andauerten. Ein Oberhausener, der erst 
kürzlich entlassen wurde und der mit den 
jetzt noch verbliebenen acht (seit 1.9.01: 
noch vier) deutschen Männern in einer Zel- 
le im Marassi-Gefängnis einsaß, berichtet 
von ständigen und systematischen Schlä- 
gen während der ersten Woche in Haft. 
Gleich bei seiner Einlieferung musste ersich 
nackt ausziehen und wurde von 7-8 Wär- 
tern mit Fäusten bearbeitet, während ein 
Gefängnisarzt amüsiert zusah. Einem an- 
deren Gefangenen wurde eine Vergewalti- 
gung angedroht. „Es war systematischer 
Terror.“ Er selbst sei so hochgradig einge- 
schüchtert gewesen, dass er es erst nach sei- 
ner Entlassung gewagt habe, öffentlich dar- 
über zu reden. Ein anderer Gefangener wur- 
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de früh morgens geweckt und gezwungen, 
einem Wärter die Stiefel zu lecken... Stän- 
dig Beleidigungen, Androhung von Gewalt, 
Schläge und Demütigungen. All das in ei- 
ner Situation, in der mensch der Willkür 
dieser faschistischen Schläger ausgeliefert 
ist, keine Möglichkeit hat, Hilfe zu holen, 
zu fliehen oder zurückzuschlagen; in der 
das ganze eigene Leben, angefangen bei Es- 
sen und Duschen, von denjenigen abhängt 
und verwaltet wird, die einen fortgesetzt 
quälen. 

Die Situation soll sich nach der ersten 
Woche und auch durch Besuche Abgeord- 
neter gebessert haben. Weiterhin sind die 
Gefangenen jedoch der Willkür der Wärter 
ausgeliefert und können nach dem, was sie 
erlebt haben, ihres Lebens, ihrer Gesund- 
heit und ihrer Menschenwürde nicht sicher 
sein. Um den ~.9~Q1 herum fällt die näch- 
ste Entscheidung über eine / Haftfortdauer 
oder Freilassung der jetzt noch 4 Männer 
mit deutschem Pass: Wir halten jede wei- 
tere - ohnehin schon rein politisch moti- 
vierte - Inhaftierung unter den beschriebe- 
nen Umständen für einen unerträglichen 
Zustand: sie müssen raus! 


Der Stand der Dinge 


Die Theater-Karawane und mehrere ande- 
re einzelne Personen aus verschiedenen 
Ländern wurden freigelassen. Am 1.9.01 
wurden auch die 10 Personen aus Bre- 
men/Berlin/Ruhrgebiet freigelassen: auf- 
grund fester sozialer Bindungen in 
Deutschland und angesichts der dürftigen 
„Indizien“ sah der Richter keinen Grund, 
sie länger in Haft zu halten. 3 Leipziger und 
weiterer Berliner sitzen noch im Marassi- 
Gefängnis (s.o.) Ein 18-Jähriger aus Wup- 
pertal/Schwelm muss in Italien in Hausar- 
rest und 1 Italiener sitzt noch im Gefäng- 
nis. 

Der Hauptvorwurf in den diversen An- 
klagen (die bislang in den allermeisten Fäl- 
len - auch bei Haftentlassung - aufrech- 
terhalten wurden) lautet auf Mitgliedschaft 
in einer kriminellen Vereinigung, dem so- 
genannten „black bloc“. Da es eine solche 
Vereinigung überhaupt nicht gibt, zimmert 
sich der Staatsanwalt unter Zuhilfenahme 
von Internetbeiträgen selbst eine zurecht. 
Ihr Ziel sei es, global Eigentum zu zerstören 
und friedliche Protestbewegungen zu infil- 
trieren. Obwohl weltweit organisiert, sind 
die Gruppen andererseits völlig unabhän- 
gig und gerade nicht einheitlich organisiert. 
Mitglieder erkennen sich daher vorzugs- 
weise an dunkler Kleidung oder auch dar- 
an, dass mensch gerade Eigentum zerstört. 
Im Folgenden zitieren wir zur Darstellung 
des Konstrukts aus den Haftbeschlüssen der 
10 Personen, die kürzlich freigelassen wur- 
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den. 

Obwohl der Haftrichter feststellt, dass ,.... 
eine einheitliche und durchorganisierte 
Struktur ausgeschlossen werden kann“, 
und es so ist, „dass die verschiedenen ‚Ak- 
tionsgruppen’, jede für sich, eine operative 
Unabhängigkeit und Unabhängigkeit der 
Entscheidung“ habe, beschließt er, dass es 
sich trotzdem um eine kriminelle Vereini- 
gung nach 8416 des italienischen Straf- 
rechts handelt und die Beschuldigten deren 
Mitglieder sind. Als einzige Indizien wer- 
den die bei den Festgenommenen beschla- 
gnahmten Gegenstände (sowie die teilwei- 
se untergeschobenen) genannt. Diese wer- 
den jedoch keiner konkreten Straftat, son- 
dern diesem phantasievollen Konstrukt ei- 
nes unorganisiert-organisierten „black 
bloc“ zugeordnet. Als hinreichende Indizi- 
en für die Mitgliedschaft in der kriminellen 
Vereinigung des Staatsanwalts werden auf- 
geführt: dunkle Kleidung, Stadtpläne von 
Genua, Erste-Hilfe-Utensilien, Lacksprüh- 
dosen, Werkzeug, Zigarettenfilter usw. „Die 
Verfügbarkeit dieser Instrumente ist ein 
Zeichen der Zugehörigkeit zur Gruppe, mit 
der Charakteristik, dass jedes Objektansich, 
für sich bewertet, eine möglicherweise nicht 
eindeutige Bedeutung hat, während die 
Summe derselben in unmissverständlicher 
Weise jedes Mitglied der Gruppe bezeich- 
net. So werden „zusammen“ bewertet: Die 
Präsenz schwarzer Kleidungsstücke, ... der 
Beweis, dass sie kürzlich getragen worden 
waren, der Besitz einfacher Bekleidungs- 


stücke, die dazu geeignet sind, die Identität 
auf Fotos und bei Aufnahmen zu verheim- 
lichen, der Besitz von „uneigentlichen“ 
Waffen, die oft aus gewöhnlichen Gegen- 
ständen gewonnen werden...“ (Aus dem 
Haftantrag der Staatsanwaltschaft) 

Juristisch lässt sich das eigentlich nicht 
mehr kommentieren. Da sollen Menschen 
als Mitglieder einer kriminellen Vereini- 
gung verurteilt werden, weil sie zwei Tage 
nach dem G8-Gipfel in Genua außerhalb 
der Stadt mit dunklen Kleidungsstücken, 
Tüchern und „gewöhnlichen Gegenstän- 
den“ angetroffen werden. Für erwähnens- 
wert hält der Staatsanwalt darüber hinaus, 
dass ihre Fahrzeuge mit „anarchistischen 
Schriften und deutschen Abbildungen“ 
verziert waren - z.B. mit dem Logo der „To- 
ten Hosen“! 

Da es weder Tatnachweise, geschweige 
denn auch nur einen konkreten Tatvorwurf 
gibt, ist die rein politische Motivation der 
Anklage offensichtlich. 

Mit einem solchen Konstrukt lässt sich 
wirklich alles machen: Da lässt sich jede 
und jeder zum Mitglied erklären, die Orga- 
nisation muss nicht einmal eine sein, ein 
Richter kann sogar eine „einheitliche, 
durchorganisierte Struktur“ explizit aus- 
schließen - allein der politische Wille zählt: 
Wer Mitglied wird, entscheidet der Staats- 
anwalt. 

Mensch stelle sich die Anwendung eines 
solchen Konstrukts nur mal bezüglich der 
Anti-AKW-Bewegung vor: eine beliebige 
Gruppe von SchülerInnen z.B., die ins 
Wendland reist, könnte zu Mitgliedern ei- 
ner kriminellen Vereinigung gemacht wer- 
den, deren Ziel in Gewalttaten und Zer- 
störungen zum Nachteil der Atomindustrie 
besteht; beachte: beim letzten Castor- 
Transport wurde selbst die Schienenanket- 
tungsaktion von Robin Wood von staatli- 
cher Seite als „Gewalttat“ bezeichnet! Die 
Mitglieder wären erkennbar durch ihre 
bloße Anwesenheit und das Tragen be- 
stimmter Kleidung (Anti-AKW-Aufnäher, 
wasserdichte Kleidung), sowie durch das 
Mitführen gewöhnlicher Gegenstände (Ta- 
schenmesser, Erste-Hilfe-Utensilien, Werk- 
zeug). Als Angabe des Tatortes würde 
„Wendland“ ausreichen und für den Tat- 
zeitpunkt „irgendwann während des Ca- 
stor-Transports“ Was an diesem Beispiel 
vielleicht noch einmal deutlich wird, ist, 
dass es eben nicht darum geht, konkrete 
Straftaten vor Gericht zu bringen, sondern 
ein Instrument zu haben, mit dem beliebig 
und willkürlich gegen eine ganze Bewe- 
gung, gegen unliebsames politisches Enga- 
gement selbst vorgegangen werden kann - 
und gegen das mensch sich juristisch kaum 
verteidigen kann. 

So lächerlich dieses Konstrukt im Grun- 
de ist, so sehr bedeutet es einen ernstzu- 
nehmenden und gefährlichen Versuch, Mit- 
tel an die Hand zu bekommen, mit denen 
sich potenziell jede Bewegung und stell- 
vertretend jeder politisch engagierte 
Mensch kriminalisieren lässt. In Italien hat 


nach der Hetze gegen den sog. „Schwarz- 
en Block“ nun auch die Hetze gegen den 
„Weißen Block“ der tute bianchi und die 
sozialen Zentren begonnen. Die nächsten 
Ziele dieser politischen Justiz sind bereits 
anvisiert. Auch darum ist es wichtig, dass 
dieser Versuch, Menschen allein aufgrund 
politischer Zuschreibungen aburteilen zu 
können, scheitert. 


Die Situation in Italien nach Genua 


.. die Repression in Italien hält an. Mitte 
August veröffentlichte eine große Berlus- 
coni-Zeitung eine Liste mit sozialen Zen- 
tren aus Genua, Gruppen und Einzelperso- 
nen, die zum Genua Social Forum gehören 
und sich an den Demonstrationen gegen 
den G8-Gipfel beteiligt oder dazu aufgeru- 
fen haben. Einzelne AktivistInnen wurden 
mit vollem Namen, Adresse usw. genannt. 
In diesem Zusammenhang wurde die Het- 
ze gegen den sog. „Schwarzen Block“ auch 
auf den „Weißen Block“ der tute bianchi 
ausgeweitet. Diese Diffamierungskampa- 
gne dient anscheinend der medialen Vor- 
bereitung auf weitere Repressionsschläge 
gegen die Opposition auch jenseits des ima- 
ginierten „Schwarzen Blocks“. Soziale und 
politische AktivistInnen in Italien befürch- 
ten daher eine größere Repressionswelle 
noch in diesem Herbst. 

Die Repression meint uns alle, sie meint 
unsere Forderungen nach sozialer Gerech- 
tigkeit und politischer Freiheit, nach einer 
solidarischen Gesellschaft mit offenen 
Grenzen, nach dem Recht auf ein men- 
schenwürdiges Leben für alle. 

Antworten wir ihnen! 

(Auszüge aus: Genua Gegeninfo 2) 


PE zu den andauernden 
Inhaftierungen in Italien 


Wie Dienstag, den 4.9., bekannt wurde, 
bleiben die vier noch inhaftierten deut- 
schen Gipfelgegner weiterhin in Haft. 
Nach Ansicht der italienischen Justiz 
konnten keine weiteren Beweismittel vor- 
gelegt werden, die eine Freilassung recht- 


fertigen würden. 

Wie mittlerweile allgemein bekannt sein 
müsste, liegen gegen die vier keinerlei 
handfeste Beweise vor, die ihre Inhaftierung 
rechtfertigen würden. Um so mehr verhär- 
tet sich jetzt die Vermutung, dass die itali- 
enische Justiz ihren Verfolgungswillen ge- 
gen engagierte Linke auf diese vier Gefan- 
genen fokussiert und eigene „rechtsstaat- 
liche“ Prinzipien vergisst. 

Wir können es nicht oft genug wieder- 
holen: Hier werden nicht Menschen auf- 
grund von Handlungen kriminalisiert, die 
die bürgerliche Rechtsprechung als 
„Straftaten“ definiert, sondern ihr „Verge- 
hen“ ist ihr politisches Selbstverständnis 
und ihr Protest gegen weltweite Unter- 
drückung und Ausbeutung. 

Die vier müssen endlich freigelassen wer- 
den. Sofort. 

EA Hamburg, 5.9. 


Göteborg: Keine Anklage 
wegen Polizeibrutalität 


Nach dem Gipfelsturm in Göteborg, bei dem 
3 Demonstranten angeschossen und viele 
von der Polizei brutal verletzt wurden, wird 
die Staatsanwaltschaft sehr wahrscheinlich 
keine Anklage gegen beteiligten Polizisten 
erheben. Nach dem Euobserver.com vom 
10. August hieß es, daß es gar keine Unter- 
suchung geben werde, da es, der Staatsan- 
waltschaft zufolge, fast unmöglich sei, un- 
abhängige Polizeibeamte zu finden, um ei- 
ne solche Untersuchung zu leiten. Fünf Ta- 
ge später berichtete der Euobserver, es wür- 
den nun doch über 110 Fällen von Polizei- 
brutalität untersucht, aber es sei schwierig 
- obwohl der Staatsanwaltschaft in mehre- 
ren Fällen die Dienstnummer der beteilig- 
ten Beamten bekannt sind - die Schuldigen 
zu identifizieren, „Viele behaupten, daß die 
Polizei Verschiedenes gemacht hat. Aber 
das Schwierigste ist festzustellen, welcher 
Beamte was machte“, sagte die stellvertre- 
tende Staatsanwältin, Agneta Blidberg. 
Die Jagd aufDemonstrantInnen geht aber 
offensichtlich weiter. Ende August bean- 
tragte die Staatsanwaltschaft einen Durch- 
suchungsbefehl für die Räumlichkeiten des 
Fernsehsenders TV4, welcher nach Aussa- 
ge von Programmdirektor Jan Scherman 
mit fast 100%-iger Sicherheit auf die Auf- 
nahmen von den Straßenkämpfen in Juni 
abzielte. Der Antrag, welcher der Geheim- 
haltung unterliegt, wurde fälschlicherwei- 
se auf den noch ausstehenden Gerichtsver- 
handlungen aufgelistet und von Mitarbei- 
tern von TV4 entdeckt. Das sorgte für hel- 
le Aufregung in den schwedischen Medien. 
Das schwedische Fernsehen kündigte an, 
unter gar keinen Umständen Fernsehmate- 
rial an die Polizei auszuhändigen. Der An- 
trag wurde vom Gericht abgelehnt. 
(Euobserver.com 10.8; 15.8; 29.8; 30.8) 


http://euobserver.com/ 
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Prozess 


‘Ralf Siemens 
‚freigesprochen 


_ Der erstinstanzliche Freispruch von 
Vorwürfen wegen Widerstand, Körper- 
 verletzung und Landfriedensbruch für 
. Ralf Siemens von der Kampagne gegen 
-= Wehrpflicht, ZwangsdiensteundMilitär | 
ist gestern in einer Verhandlung vor 
< dem Landgericht Berlin rechtskräftig 
` geworden. Die Verhandlung wurde not- | 
_ wendig, weil die StaatsanwaltschaftBe- 
 rufung gegen den Freispruch des Amts- 


gerichts eingelegt hatte. 


-Ralf Siemens wurde während eines 
: rechtswidrigen Einsatzes der Polizei bei | 
: der GelöbNIX-Demonstration am 20. 
- Juli 1999 von Polizisten an allen Vie- | 
_ ren gepackt und zu einer Wanne „ge- | 
_ tragen“ Als Anmelder der Demonstra- 
_ tion hatte er versucht, deeskalierend zu 
_ wirken, als Polizisten das Mitführen ei- | 
nes Transparentes mit der - rechtlich 
zulässigen - Aufschrift „Soldaten sind 
Mörder“ zum Anlass nahmen, in die De- 
_ monstration zu stürmen. Bei der will- 
_ kürlichen Festnahme leistete er keinen | 
- Widerstand, sondern erlitt durch die Po- 


< lizisten selbst eine Platzwunde. 


-Obwohl die Beweisaufnahme bereits 
_ vor dem Amtsgericht erbrachte, dass al- ; 
le Vorwürfe gegenstandslos sind, war 
die politische Staatsanwaltschaft den- 
_ noch in Berufung gegangen. Ihr Motiv 
< war dabei offensichtlich, antimilitari- 
= stische Aktivitäten zu kriminalisieren 
und von weiterer antimilitaristischer 
: Betätigung abzuschrecken. Damit folg- 
- te die Staatsanwaltschaft einem Muster, 
: das auch schon in zahlreichen früheren 
. Prozessen nicht zum gewünschten Er- | 
 folg führte, zuletzt im Verfahren wegen 
. „Aufforderung zu Straftaten“ gegen die | 
Kampagne. Erst das Kammergericht 
< konnte Ende Juni 2001 die staatsan- 
 waltschaftliche Verfolgungswut stop- 
pen, mit der ein Kampagnenplakat ge- | 
` gen den Kosovokrieg kriminalisiert _ 
_ werden sollte. Vorausgegangen waren 
damals die Durchsuchung des Kampa- | 
_ gnenbüros und vier Verhandlungstage | 


vor Amts- und Landgericht. 


Diese Verfahren stehen im Zusam- 
_ menhang mit zahlreichen anderen, die | 
in der Vergangenheit sowohl gegen die 
Kampagne als auch gegen andere anti- - 
_ militaristische Gruppen angestrengt 
< wurden. Die überzogene Verfolgung | 
_ antimilitaristischer Aktivitäten durch | 
- die Berliner Staatsanwaltschaft ist po- 


_ litisch motiviert. 
Kampagne gegen Wehrpflicht 


Kurdenverfolgung und kein Ende 


Prozesseröffnung gegen kurdischen Politiker 


Am Dienstag, 18. September 2001, begann 
vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf der 
Prozess gegen Mehmet T. wegen „Mit- 
gliedschaft in einer kriminellen Vereini- 
gung (S 129 StGB) in Tateinheit mit Land- 
friedensbruch (S8 125 StGB), Sachbeschädi- 
gung (S 303 StGB) und Anstiftung zum 
schweren Hausfriedensbruch (SS 124, 26 
StGB)“ Der kurdische Politiker ist am 
28.8.2000 auf Veranlassung der Bundesan- 
waltschaft verhaftet worden und befindet 
sich seitdem in Untersuchungshaft. 
Mehmet T. wird vorgeworfen, von De- 
zember 1998 bis zum Zeitpunkt seiner Ver- 


haftung im August 2000 verschiedene Re- 
gionen der PKK (Arbeiter Partei Kurdistans) 
geleitet zu haben. In dieser Eigenschaft soll 
er außerdem am 16. Februar 1999 die Be- 
setzung des griechischen Generalkonsulats 
in Düsseldorf koordiniert haben. 


Mehmet Tanboga: Bundesanwalt- 
schaft ignoriert Wandel der PKK 


Im Prozess vor dem Oberlandesgericht Düs- 
seldorf gegen den kurdischen Politiker 
Mehmet Tanboga hat dieser nach der Ver- 
lesung der Anklageschrift der Bundesan- 
waltschaft (BAW), eine umfangreiche Er- 
klärung abgegeben. 

Zu Beginn seiner Ausführungen verur- 
teilte er scharf die Anschläge in den USA 
und drückte sein Mitgefühl mit den Opfern 
aus. Angesichts von 4000 zerstörten Dör- 
fern und Tausenden von Toten und des 
großen Leids wisse gerade das kurdische 
Volk, welche Schmerzen blinder Terror hin- 
terlässt. Deshalb könne Terror niemals le- 
gitim sein. 

Mehmet Tanboga, der sich seit dem 
28.8.2000 in U-Haft befindet und dem die 
BAW Mitgliedschaft in einer „kriminellen 
Vereinigung“ (S$ 129 StGB) vorwirft, kriti- 


sierte die Haltung dieser Behörde. Sie wür- 
de in klassischer Weise alle Taten auflisten, 
die seit dem Verbot 1993 von der PKK ver- 
übt worden seien, ohne den vor drei Jah- 
ren eingeleiteten Wandlungsprozess der 
kurdischen Bewegung zu würdigen. So sei 
die vonseiten der PKK erklärte Beendigung 
des bewaffneten Kampfes und das auf dem 
7. Parteikongress bestätigte Friedenprojekt 
in der Anklageschrift mit keinem Wort er- 
wähnt. Des weiteren kritisierte Mehmet 
Tanboga die Formulierung der BAW, die 
Türkei sei des Herrn Öcalan habhaft ge- 
worden, statt zu realisieren, dass es sich bei 
der Entführung des PKK-Vorsitzende um ei- 
nen widerrechtlichen Akt gehandelt habe, 
der durch die Zusammenarbeit internatio- 
naler Geheimdienste möglich worden sei. 
Außerdem habe die Behörde den Verlauf 
des Prozesses gegen den PKK-Vorsitzenden, 
dessen Verurteilung zum Tode und seine 
Haftbedingungen auf der Insel Imrali in 
völliger Isolation unerwähnt gelassen. Statt 
dessen dokumentiere die Anklageschrift ei- 
ne überholte, auf der Vergangenheit behar- 
rende anachronistische Haltung. Dies be- 
ziehe sich auch auf die Beschlüsse des 7. 
Parteikongresses im Hinblick auf die weit- 
reichenden strukturellen Veränderungen, 
von denen die BAW behaupte, diese seien 
lediglich taktischer Natur. Insgesamt de- 
monstriere die Bundesanwaltschaft keine 
Juristische, sondern eine politische Heran- 
gehensweise. 

Für eine Gesamtbewertung des gegen ihn 
eingeleiteten Verfahrens müssten nach 
Auffassung von Mehmet Tanboga alle 
Aspekte der „kurdischen Frage“ berück- 
sichtigt und gewürdigt werden. Deshalb 
ging er ausführlich auf die Geschichte des 
kurdischen Volkes ein, die auch die Ge- 
schichte eines langen Kampfes gegen Un- 
terdrückung, Verleugnung und Vernich- 
tung sei. Hierbei räumte er auch Fehler ein, 
doch: „Welches Volk kann von sich be- 
haupten, unzulänglich zu sein?“ 

Für die Verhinderung einer politischen 
Lösung machte Mehmet Tanboga haupt- 
sächlich die USA und Großbritannien ver- 
antwortlich. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land habe sich in der Zeit des Aufenthaltes 
von Abdullah Öcalan in Italien für eine in- 
ternationale Kurdistan-Konferenz einge- 
setzt. Die Arbeit einer seinerzeit eingerich- 
teten Kommission sei allerdings auf Druck 
der USA und Großbritanniens nach nur we- 
nigen Tagen wieder eingestellt worden. So 
habe Deutschland einen Rückzieher bei der 
Suche nach einer Lösung des Problems ge- 
macht. Im Zusammenhang mit der Ver- 
schleppung des PKK-Vorsitzenden im Fe- 
bruar 1999 habe Deutschland zwar keine 
große Rolle gespielt, dennoch gebe es eine 
moralische Verpflichtung. Beweggründe 
für die Besetzungsaktionen und Protestde- 


monstrationen in der Folgezeit seien nicht 
unverständlich gewesen. Das kurdische 
Volk habe die Entführung als internationa- 
les Komplott und als Fortsetzung der alten 
Politik gesehen. Die Behauptung der BAW, 
die Besetzungen seien zentral von der PKK 
gesteuert worden, wies Mehmet Tanboga in 
seiner Erklärung entschieden zurück. Hät- 
te die Organisation nicht deeskalierend ein- 
gegriffen, wären die Aktionen zweifellos 
dramatischer verlaufen. 

Mehmet Tanboga erklärte weiter, dass der 
Plan vor allem Großbritanniens, durch die 
Verschleppung des PKK-Vorsitzenden in 
die Türkei das kurdische Volk von der PKK 
zu trennen, nicht aufgegangen sei. Deshalb 
sei dort ausgerechnet nach der Beendigung 
des bewaffneten Kampfes vor einigen Mo- 
naten ein PKK-Verbot eingeführt worden. 

Zum Beitrittsbegehren der Türkei in die 
EU, meinte Tanboga, dass es unvorstellbar 
sei, dieses Land als Mitglied aufzunehmen, 
das weit entfernt davon sei, die Kopenha- 
gen-Kriterien zu erfüllen. Der über 15- 
Jährige Kampf des kurdischen Volkes habe 
deutlich gemacht, dass es ein vereintes Eu- 
ropa ohne Kurden nicht geben werde. Eine 
weitere Leugnung seiner Existenz werde es 
nicht hinnehmen. Der von der PKK einge- 
leitete Friedensprozess habe der Türkei die 
Chance geboten, auf friedliichem und de- 
mokratischem Wege die Probleme zu lösen. 
Wenn es nicht gelänge, eine Lösung zu fin- 
den, werde dies Konsequenzen für die ge- 
samte Region haben. 

Mehmet Tanboga fragte, wie es sein kön- 
ne, dass Deutschland weltweit die Verlet- 
zung von Menschenrechten ächten würde, 
den Kurden aber elementare Rechte vor- 
enthalte und seine Verbotspolitik fortsetze. 
Dies bedeute ein Verrat am eigenen Werte- 
system. Er forderte 
von den politisch Ver- 
antwortlichen, dem 
kurdischen Volk ge- 
genüber sensibel zu 
sein und dessen Wer- 
tevorstellungen zu re- 
spektieren und anzu- 
erkennen. Dazu gehö- 
re auch zu akzeptie- 
ren, dass der PKK- 
Vorsitzende Abdullah 
Öcalan eine große Be- 
deutung für die kurdi- 
schen Menschen habe. 

Zum Schluss erklär- 
te Mehmet Tanboga 
seine grundsätzliche 
Bereitschaft, an den 
folgenden Verhand- 
lungstagen zu den 
einzelnen Vorwürfen 
Stellung zu beziehen 
bzw. an ihn gestellte 
Fragen zu beantwor- 
ten. 

PE Azadi 


Berichte aus der Türkei 


Am 20. Oktober jährt sich das Todesfasten 
politischer Gefangener in der Türkei 


Zur Lage der Gefangenen 


Am 31. August ist Hülya Simsek gestorben, 
am 286. Tag ihres Todesfastens. Ihr Leichnam 
wurde nach Armutlu überstellt und wird heu- 
te Abend mit einer öffentlichen Trauerfeier 
und einer Prozession beigesetzt. 

Am 324. Tag des Todesfastens in den tür- 
kischen Gefängnissen ist Gülay Kavak ge- 
storben. Sie ist das 64. Opfer. Sie gehörte zur 
ersten Einheit der Todesfastenden. Nach dem 
Massaker vom 19. Dezember wurde sie in ein 
Krankenhaus eingeliefert, wo sie zwangs- 
ernährt wurde. Dabei verlor sie kurzfristig ihr 
Gedächtnis und musste behandelt werden. 
Nach ihrer Freilassung begann sie erneut mit 
dem Todesfasten im Istanbuler Stadtteil Ar- 
mutlu. Sie starb am 7. September 2001 gegen 
19.50 Uhr am 68. Tag ihres Todesfastens. 

Am 330. Tag des Todesfastens haben wir 
Ümüs Sahingöz verloren. Sowohl im Ge- 
fängnis als auch im Krankenhaus hat Umüs 
Sahingöz ihr Todesfasten fortgesetzt. Sie hat 
am 14.9. ihr Leben verloren, eines ihrer letz- 
ten Worte waren: „Ich weiß, meine Ideale und 
meine Vorstellungen werden von meinen Ge- 
nossInnen realisiert.“ Sie hat Widerstand für 
ihre Ideale und ihre Gedanken geleistet. Umüs 
Sahingöz wurde am 15. Juni 1969 in Yozgat 
(Mittelanatolien) geboren. Dort hat sie ihre 
schulische Ausbildung abgeschlossen. In den 
Jahren 91-92 war sie als Lehrerin im Sticke- 
reibereich tätig. 1997 wurde sie verhaftet. Sie 
hat in der 1. Todesfastengruppe im Ümraniye 


am Todesfasten teilgenommen. Nach dem 
Massaker vom 19. Dezember wurde sie in das 
Spezial-Typ-Gefängnis nach Kartal verlegt. 
Zur Zwangsernährung wurde sie mehrere Ma- 
le ins Krankenhaus eingeliefert. Sie hat den 
Eingriff jedoch jedes Mal abgelehnt und be- 
fand sich auch im Krankenhaus im Todesfa- - 
sten. Aus dem Krankenhaus wurde sie bedingt 
freigelassen. Trotz der Freilassung setzte sie 
ihr Todesfasten bei den TAYAD-Familien in 
Armutlu fort. Ihre Geschwister befinden sich 
ebenfalls im Gefängnis. Der Bruder Hasan Sa- 
hingöz befindet sich in dem F-Typ-Gefäng- 
nis in Edirne und ihre Schwester Sevinc Sa- 
hingöz befindet sich im Ulucanlar-Gefängnis 
in Ankara. Ihr Onkel Bekir Simse, der eben- 
falls im Gefängnis ist, beteiligt sich ebenfalls 
am Todesfasten und ist in der 4. Todesfasten- 
gruppe im F-Typ-Gefängnis in Edirne. 

Heute (19.9.) ist ein weiterer Gefangener, 
Ibrahim Reler, gestorben. Er hatte sich wegen 
der Übergriffe gegen den Stadtteil Armutlu 
selbst verbrannt. Damit hat sich die Zahl der 
Toten auf 66 seit Beginn des Todesfastens am 
20. Oktober 2000 erhöht. 


Prozesse gegen Gefangene, die das 
Massaker am 19.12. überlebt haben 


Nicht die Soldaten, die die Gefangenen er- 
mordet haben, sondern die Gefangenen, die 
die Massaker überlebt haben, werden vor Ge- 
richt gestellt. 

„Am 31. August nahmen wir an einer Ge- 


richtsverhandlung gegen 12 weibliche politi- 
sche Gefangene teil, die unter anderem be- 
schuldigt wurden, drei ihrer Mitgefangenen 
während des Angriffs des Staates gegen die 
politischen Gefangenen im Umranye-Kom- 
plex am 19. Dezember vergangenen Jahres 
getötet zu haben. Keine der zahlreichen An- 
schuldigungen konnte bewiesen werden, und 
der Richter musste sie „nicht schuldig“ spre- 
chen, was einmal mehr die Lügerei von Staat 
und Medien offenkundig werden ließ. 

Die gefangenen Frauen hielten mutig stand 
und zeigten, dass selbst die schrecklichste Re- 
pression und der abscheulichste Terror nicht 
den Willen eines Revolutionärs brechen kann. 
Bezüglich der Beschuldigung, Feuerwaffen 
besessen zu haben, mit denen angeblich ein 
Polizist während der Operation getötet wor- 
den war, antwortete eine der Gefangenen: 
„Wenn wir Waffen gehabt hätten, hätten wir 
euch eine Niederlage beschert!“ eine Protest- 
kundgebung der Angehörigen, die vor dem 
Gerichtsgebäude stattfand, wurde nach Ende 
der Verhandlung von der Polizei mittels bru- 
taler Gewalt gegen Frauen und Ältere aufge- 
löst. Zwischen drei und fünf Demonstranten 
wurden willkürlich ausgewählt und verhaf- 
tet.“ (Bericht der Delegationsteilnehmer der 
‚Antiimperialistischen Koordination, Armut- 
lu, 31.8.) 


Angriff auf Widerstandshäuser 


Im Windschatten der Anschläge in New York 
und Washington hat die türkische Regierung 
ihren eigenen Beitrag zur von US-Präsident 
George Bush propagierten Terroristen- 
bekämpfung geleistet. Am Samstag (15.9.) be- 
lagerten schwerbewaffnete Spezialteams von 
Polizei und Militär das Istanbuler Armenvier- 
tel Armutlu. Dort beteiligten sich mehr als 20 
Mitglieder der Angehörigenorganisation 
Tayad zusammen mit aus gesundheitlichen 
Gründen für ein halbes Jahr aus der Haft ent- 
lassenen Gefangenen seit mehreren Monaten 
am öffentlichen Todesfasten. Damit wollten 
sie den Kampf von Tausenden politischen Ge- 
fangenen unterstützen, die seit dem 20. Ok- 
tober 2000 in einen später zum Todesfasten 
umgewandelten Hungerstreik sind. 
Hauptziel dieser Aktion war die Verhinde- 
rung der Einführung der in der Türkei F-Typ 
genannten Isolationszellen. Ende Dezember 
hatten Polizei und Militär in einer groBange- 
legten Militäraktion die Gefängnisse gestürmt 
und die Insassen zwangsweise in die Isolati- 
onstrakte verlegt. Dabei kamen 28 Gefange- 
ne ums Leben. Jetzt befürchten die An- 
gehörigen wieder Massaker in Armutlu. Die 
Bewohner des als Hochburg der Linken gel- 
tenden Stadtteils haben mit dem Bau von Bar- 
rikaden auf die Militärangriffe reagiert. 
Nach Angaben des Komitees gegen die Iso- 
lationshaft (IKM) und des Tayad-Solidaritäts- 
komitees wurden mehrere Bewohner durch 
Gewehrkugeln und Gasbomben schwer ver- 
letzt sowie bei der Barrikadenräumung von 
Panzern überfahren. Zuvor wurden 150 Per- 
sonen festgenommen, die an der Beerdigung 
von Umus Sahingöz teilnehmen wollten, die 
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kürzlich im Todesfasten gestorben war. 

Der Stadtteil Armutlu stand in den letzten 
Wochen im Mittelpunkt von Delegationen aus 
vielen Ländern, die sich mit den Gefangenen 
solidarisch erklärten. Zum Zeitpunkt des mi- 
litärischen Angriffs hielt sich eine Juristen- 
delegation in Istanbul auf, die am Freitag auf 
dem Weg nach Armutlu festgenommen wor- 
den war. 

Peter Nowak, aus: jungeWelt, 17.9., ND 

PS: Alle DelegationsteilnehmerInnen und 
die beiden DolmetscherInnen sind wieder frei. 
Der Angriff auf Armutlu ist erst einmal 
zurückgeschlagen. Drei Gefangene haben sich 


aus Protest deswegen verbrannt. 

In London wurde das Büro des Kriegssen- 
ders CNN und in Darmstadt die Universität 
besetzt. 

Die BewohnerInnen von Armutlu haben das 
Zurückdrängen der Spezialteams gefeiert, 
aber es ist weiterhin wichtig, wachsam zu sein 
und Solidarität zu leisten. 


Vorläufiger Bericht der 
Juristendelegation zu den Haftbedin- 
gungen in F-Typ- 

Gefängnissen 


(unter besonderer Berücksichtigung der 
Europäischen Strafvollzugsgrundsätze und 
der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion - 17.9.) 


Wir sind eine internationale Delegation von 
Juristinnen und Juristen, diesich ein Bild über 
die Haftbedingungen, die Situation der Hun- 
gerstreikenden und die Menschenrechtslage 
in der Türkei machen wollte. 

Bevor wir über die Ergebnisse unserer Be- 
obachtungen berichten, möchten wir die Be- 
dingungen schildern, denen wir als Delegati- 


on ausgesetzt waren. Unsere Arbeit wurde 
massiv von der Anti-Terror-Einheit der Poli- 
zei behindert. Wir wurden bereits seit unse- 
rer Ankunft am Flughafen die ganze Zeit of- 
fen observiert und verfolgt. Fünf Mitglieder 
unserer Delegation wurden bei einer Auto- 
bahnabfahrt in Istanbul willkürlich von der 
Anti-Terror-Einheit angehalten. Weder wur- 
de uns der Grund dafür mitgeteilt, noch wie- 
sen sich die Polizeibeamten namentlich aus. 
Zeitweilig versuchten sie zu verhindern, dass 
wir Botschaften und Konsulate verständigen 
konnten. Dann brachten sie uns für mehrere 
Stunden auf eine Polizeiwache, bis sie uns 


ebenfalls ohne Begründung wieder freiließen. 
Die uns begleitenden beiden Mitarbeiter wur- 
den wegen eines angeblichen Haftbefehls ver- 
haftet. Wir konnten beobachten, dass sie be- 
reits im Polizeifahrzeug von Beamten der An- 
ti-Terror-Einheit geschlagen wurden. Bereits 
zuvor schafften uns die Beamten aus der Wa- 
che und befahlen uns, im Polizeifahrzeug zu 
warten, damit wir die Schreie eines offen- 
sichtlich geschlagenen Festgenommenen 
nicht mehr hören konnten. Durch die völlig 
willkürliche Ingewahrsamnahme sollte ver- 
hindert 

Werden, dass unsere Delegation sich ein 
Bild über die Menschenrechtslage in der Tür- 
kei verschaffen kann. Ein weiterer Versuch, 
nach Kücükarmutlu zu gelangen, um dort mit 
Angehörigen von Gefangenen und Hunger- 
streikenden zu sprechen, wurde erneut von 
der Anti-Terror-Einheit verhindert. Wir wur- 
den in Begleitung von einer Polizei-Eskorte 
auf die Autobahn Richtung Polizeipräsidium 
bzw. Flughafen gelenkt und gegen unseren 
Willen an einem ort in Aksaray rausgelassen. 
Die Sicherheitskräfte versuchten mit allen 
Mitteln unter Androhung von Gewalt zu ver- 
hindern, dass wir den Angriff auf Kücükar- 
mutlu beobachten konnten und uns ein Bild 


über diese rechtswidrige Polizeiattacke und 
die Hungerstreikenden machen konnten. Dort 
hatte die Polizei u.a. versucht, Tränengasgra- 
naten in Häuser zu werfen, was nach der Gen- 
fer Konvention verboten ist. Auch dieses 
rechtswidrige Vorgehen gegen die hunger- 
streikenden und ihre Familien versuchen die 
türkischen Sicherheitskräfte vor einer inter- 
nationalen Beobachtung zu verbergen. 

Trotz aller Steine, die uns die türkischen Si- 
cherheitskräfte in den Weg legten, konnten 
wir in Gesprächen u.a. mit dem ehemaligen 
Leiter und Staatsanwalt des Bayrampasa-Ge- 
fängnisses mit Rechtsanwälten, dem Rechts- 
büro des Volkes, dem Menschenrechtsverein, 
MitarbeiterInnen des Angehörigenvereins 
Tayad und Betroffenen Folgendes feststellen: 

Die Haftbedingungen in den türkischen Ge- 
fängnissen verletzen den Anspruch der Ge- 
fangenen auf eine menschenwürdige Be- 
handlung. Ihre Unterbringung, insbesondere 
in den F-Typ-Gefängnissen, verstößt entge- 
gen den Behauptungen des türkischen Ju- 
stizministers gegen internationale und eu- 
ropäische Mindeststandards: 

Es gibt inzwischen sieben Gefängnisse des 
F-Typs, die in Betrieb genommen wurden. 
Insgesamt sollen 11 in Betrieb genommen 
werden. In jedem Gefängnis sollen 340 Ge- 
fangene untergebracht werden. Dort werden 
ausschließlich politische Gefangene und Ge- 
fangene aus organisierten Strukturen inhaf- 
tiert. Damit sind in der Türkei für politische 
Gefangene Sonderhaftbedingungen geschaf- 
fen. Eine solche unterschiedliche Behandlung 
aufgrund der politischen Gesinnung ist un- 
zulässig und widerspricht europäischen Min- 
deststandards. 

In diese F-Typ-Gefängnisse sind die Ge- 
fangenen zwangsweise verbracht worden. Sie 
sind dort verschärften Isolationsbedingungen 
ausgesetzt. Es gibt ein bis drei Personenzel- 
len, die wiederum voneinander total isoliert 
sind. Die Gefangenen haben Hofgang mit ma- 
ximal drei Mitgefangenen aus derselben Zel- 
le. Dieser Zugang dahin kann bis zu 15 Tage 
als Disziplinarstrafe z.B. wegen Verweigerung 
der Gefangenenzählung (auch wenn man al- 
leine in der Zelle ist) geschlossen werden. 

Die Flure und der Belüftungshof werden vi- 
deoüberwacht. Die Unterbringung in den F- 
Typ-Gefängnissen gilt für Untersuchungs- 
und Strafvollzugshäftlingen gleichermaßen. 

Die Isolierung der Gefangenen ermöglicht 
den Sicherheitskräften eine ungehinderte und 
unbeobachtete Misshandlung der Gefange- 
nen. Seit der Einführung dieses Gefängnistyps 
haben sich die Fälle von Misshandlungen er- 
höht. Durch die Isolation der Gefangenen wird 
die Kontrolle über den Gesundheitszustand 
der Gefangenen weitgehend ausgeschlossen. 
So sind beim IHD bis heute über 250 Be- 
schwerden eingegangen. Den Gefangenen 
fehlt die Möglichkeit einer wirksamen Be- 
schwerde, was wiederum den europäischen 
Strafvollzugsgrundsätzen widerspricht. 

Darüber hinaus ist die Verteidigung der Ge- 
fangenen ebenfalls verschärften Bedingun- 
gen ausgesetzt. Rechtsanwälte und Rechtsan- 
wältinnen werden auf menschenunwürdige 


Weise durchsucht. Sie dürfen an diese Gefan- 
genen keine Verteidigungsunterlagen über- 
geben und auch nicht zum Besuch mitneh- 
men. Auch die Besuchszeiten sind einge- 
schränkt. 

Eine angemessene Verteidigung wird mas- 
siv behindert. 

Die nahezu totale Isolierung der Gefange- 
nen, teilweise sehen sie monatelang keine Per- 
son, zerstört sie physisch und psychisch. Die 
Europäische Menschenrechtskonvention und 
die Mindestgrundsätze des Europarates, die 
die psychische und physische Integrität der 
Gefangenen schützen, werden damit verletzt. 
Das Vollzugsziel der Resozialisierung des 
Strafgefangenen wird durch dessen Isolation 
unmöglich gemacht. 

Die Gefangenen versuchen, sich in einem 
seit fast einem Jahr andauernden Hunger- 
streik gegen diese Haftbedingungen zu weh- 
ren. Inzwischen sind bereits 34 Menschen im 
Hungerstreik gestorben. Personen, die gegen 
die beschriebenen Haftbedingungen Kritik 
üben, sind Ermittlungsverfahren ausgesetzt. 
So ist selbst gegen Rechtsanwalt Behic Asci 
aufgrund seiner Verteidigertätigkeit für Hun- 
gerstreikende ein Strafverfahren eröffnet 
worden, das ein Berufsverbot mit sich bringt. 
Gegen das IHD sind allein sechs Strafverfah- 
ren anhängig, dem ehemaligen Staatsanwalt 
des Bayrampasa-Gefängnisses droht wegen 
seiner kritischen Äußerungen in den Medien 
ein Berufsverbot als Rechtsanwalt. 

Wir fordern daher: 

e Abschaffung der Sonderhaftbedingungen 
e Aufhebung der Isolation 

e Einrichtung einer internationalen unab- 
hängigen Untersuchungskommission zur Do- 
kumentation der Haftbedingungen in F-Typ- 
Gefängnissen 

e Beendigung der Repression gegen die de- 
mokratische Opposition 

e Freilassung unserer beiden türkischen Mit- 
arbeiter 

Im Namen der internationalen Delegation 
Marcel Bosonnet, Rechtsanwalt in Zürich, De- 
legierter der Demokratischen Juristinnen und 
Juristen Schweiz 

Volker Gerloff, Jurist in Berlin, Arbeitskreis 
kritischer Juristinnen und Juristen Berlin 
Vesile Yücel, Juristin in Köln, Rechtsanwalt- 
sinitiative Schweigen brechen - Tode verhin- 
dern 


Unterstützt den Kampf der politi- 
schen Gefangenen in der Türkei 


Solidaritätsdelegation vereinbart 
Kampagne mit Tayad 


Nach einem mehrtägigen Aufenthalt im Ar- 
menviertel Armutlu, Istanbul, haben wir ge- 
meinsam mit Tayad, dem Verein der An- 
gehörigen der politischen Gefangenen, eine 
internationale Kampagne zur Unterstützung 
des Kampfes der Hungerstreiker beschlossen: 

1) Wir unterstützen vorbehaltlos die un- 
mittelbaren Forderungen der Hungerstrei- 
kenden innerhalb und außerhalb der Ge- 
fängnisse für ein baldiges Ende der Isolati- 


onshaft (insbesondere in den F-Typ-Gefäng- 
nissen) und gegen alle anderen Arten der Fol- 
ter. Es müssen sofort Verhandlungen mit den 
gewählten Vertretern der Häftlinge aufge- 
nommen werden, die zu einem Ende des Mas- 
sakers und damit des Hungerstreiks führen 
können. 63 Tote seit Beginn der Isolations- 
haft sind 63 zuviel! 

2) Gleichzeitig fordern wir die sofortige 
Aufhebung der von Polizei und Armee um 
das Armenviertel Armutlu errichteten Block- 
ade sowie ein Ende der ständigen Provoka- 
tionen und Überfälle. Es ist das demokrati- 
sche Recht der aus der Haft entlassenen (oft 
nur für eine kurze Zeit) sowie der Familien- 
angehörigen, den Kampf der politischen Ge- 
fangenen zu unterstützen und Aufklärungs- 
arbeit zu leisten. 

3) Wir weisen aufden demokratischen Cha- 
rakter des Kampfes der politischen Häftlinge 
und ihrer Angehörigen hin. Ihr einziges „Ver- 
brechen“ ist es, für die Interessen des Volkes 
einzutreten, wofür sie von der Nato-Oligar- 
chie mit aller Gewalt verfolgt werden. Die 
wirklichen Verbrecher sind diejenigen, die 
sich bereichern, während die Bevölkerung ra- 
sant verarmt, die das Volk terrorisieren, die 
Krieg gegen die Kurden führen und die die 
westliche Aggression gegen den Irak, den 
Balkan, den Kaukasus und die Völker des Na- 
hen Ostens durchführen. 

4) Um die drohende Vernichtung des Wi- 
derstands in Armutlu zu verhindern, werden 
wir für eine ständige Präsenz einer interna- 
tionalen BeobachterInnendelegation, die die 
Menschenrechtsverletzungen genau auf- 
zeichnet, sorgen. 

5) Für den 20. Oktober, den ersten Jahres- 
tag des Beginns des Todesfastens, rufen wir 
zu einem weltweiten Aktionstag für die so- 
fortige Freilassung der politischen Gefange- 
nen auf. Von der Türkei bis Mexiko, vom Bas- 
kenland bis Palästina dürfen wir unsere Mit- 
kämpferInnen in den Gefängnissen der 
Handlanger des Imperialismus nicht verges- 
sen. Ihr Kampf ist auch unser Kampf. 
Schluss mit dem Massaker an allen politi- 
schen Gefangenen! 

Tayad; Tayad Italien; Antiimperialistische 
Koordination, Prison Watch International 
Armutlu, Istanbul, 2.9.2001 


Dokumentiert: Ein Flugblatt aus Berlin 


Von Stammheim bis Umraniye 
und Yanamayo — es geht 

um die Verteidigung des revo- 
Iutionären Erbes! 


Im Oktober jähren sich zwei Ereignisse, die in 
der Geschichte des revolutionären Gefange- 
nenwiderstandes einen bedeutenden Platz 
einnehmen: die Stammheimer Todesnacht 
vom 18. Oktober 1977 und der Beginn des 
Hungerstreiks bzw. Todesfastens vom 20. Ok- 
tober 2000. Diese beiden Daten stehen stell- 
vertretend für den antagonistischen Kampf 
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der revolutionären Kräfte gegen Ausbeutung 
und Unterdrückung; wir wollen mit einem 
Fackelumzug durch die Berliner Innenstadt 
diesen beiden Kämpfen gedenken. 

Zudem wollen wir mit einer Veranstaltung 
unseren Blick auf die Situation der revolu- 
tionären Organisationen und politischen Ge- 
fangenen in Peru richten, um die es seit ei- 
nigen Jahren merklich ruhiger geworden ist. 
Mit dem Aufgreifen des 18. Oktobers 
schließen wir nahtlos an unsere Aktivitäten 
im letzten Jahr an. 


„Es gibt Tage, die für die Bewusstwer- 
dung der Massen Jahre bedeuten. Der 
18. Oktober ist einer davon.” 


Diesen Satz schrieben antiimperialistische 
Gruppen im Winter 1977/1978. Der Tod der 
RAF-Gefangenen Gudrun Ensslin, Andreas 
Baader und Jan-Carl Raspe hat nicht nur 
Trauer und Resignation in den Reihen des re- 
volutionären Spektrums hervorgerufen. Es ist 
in jenen Tagen europaweit die Bereitschaft 
entstanden, gegen einen repressiven Staats- 
apparat zu kämpfen, der für die Geschehnis- 
se in den toten Trakten von Stammheim ver- 
antwortlich ist. 

24 Jahre später muss die Bedeutung des 18. 
Oktobers, der Todesnacht von Stammheim, in 
der Linken wieder seinen revolutionären in- 
ternationalistischen Charakter erlangen. An 
dem Umgang mit diesem Datum zeigt sich, 
ob eine Linke nur von einem Polit-Event zum 
nächsten surft oder ob es ihr um den Aufbau 
einer antagonistischen Gegenmacht geht, die 
einen Entwurf für eine ausbeutungslose und 
unterdrückungsfreie Gesellschaftsform lie- 
fert. Eine Auseinandersetzung mit geschicht- 
lichen Prozessen der Linken und eine Aneig- 
nung revolutionärer Kampftraditionen ist da- 
bei unabdingbar. Der 18. Oktober ist eines 
dieser einschneidenden Daten, die einerseits 
für das staatliche Vernichtungsinteresse und 
andererseits für einen Widerstandsabschnitt 
der revolutionären Linken stehen. 

Holger Meins hatte in seinem letzten Brief 
vom 31. Oktober 1974 auf eine Kampfdi- 
mension ausdrücklich insistiert, die erst spä- 
terin die linksradikale Mentalität Einzug hal- 
ten sollte; auf die Entschiedenheit im Kampf: 
„(...) entweder Überleben um jeden Preis oder 
Kampf bis zum Tod. (...) Menschen (also: wir), 
die sich weigern, den Kampf zu beenden - sie 
gewinnen entweder oder sie sterben, anstatt 
zu verlieren und zu sterben.“ 

Diese Kampftradition in der Gefangenen- 
schaft ist bei unseren GenossInnen aus der 
Türkei und Kurdistan wesentlich ausgepräg- 
ter und führte, trotz großer tragischer Verlu- 
ste, zu wichtigen siegreichen Etappen ... 
„Wir werden eher sterben, als dass wir 
die Isolationszellen annehmen!" 

Dies ist der letzte Satz der Erklärung der re- 
volutionären Gefangenenkollektive der 
DHKP-C, TKP(ML) und der TKIP zum Beginn 
des Hungerstreiks gegen die Zerschlagung 


der Kommunen und die Einführung der Iso- 
lationshaft nach Stammheimer Vorbild. 
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In diesem seit einem Jahr durchgeführten 
Gefangenen- und Angehörigenkampf, der in 
ein sog. Todesfasten überführt wurde, sind 
bisher mehr als 60 GenossInnen durch den 
staatlichen Angriff ermordet worden bzw. im 
Todesfastenwiderstand gefallen. In dieser 
Auseinandersetzung in dem NATO-Land Tür- 
kei geht es nicht nur verkürzt um den ‚Zwei- 
kampf Gefangene versus Justizapparat. Die 
Forderungen der revolutionären Gefangenen 
beziehen allgemeine gesellschaftspolitische 
Aspekte mit ein; sie fordern u.a. die 
Schließung der Staatssicherheitsgerichte und 
einen Minderheitenschutz u.a. für KurdIn- 
nen. Dieser Widerstand zielt darüber hinaus 
auf die Kolonisierung der Herzen und Hirne 
der breiten Massen durch eine einlullende 
und entpolitisierende (Lifestyle-)Kultur. 

D.h., der Todesfastenwiderstand hat einen 
universellen Kampfcharakter gegen das ka- 
pitalistische und imperialistische Weltsy- 
stem: er steht für die Fortsetzung und Erwei- 
terung des revolutionären Prozesses, es geht 
um den Einsatz gegen die organisierte Isola- 
tion drinnen wie draußen, die die kämpfen- 
den Bewegungen und Subjekte voneinander 
trennt, es ist die Konfrontation der ‚Ver- 
dammten dieser Erde’ mit dem ‚neoliberalen’ 
Modell; es ist schließlich ein Kampf, der ei- 
ne weitere revolutionäre Spur in unsere Wi- 
derstandsgeschichte legt, wie Seattle, Prag 
und Genua vor ihm. 


„Solidarität ist eine Waffe... Weder 
Reve noch Kapitulation!" 


Diese beiden Prinzipien, die u.a. die Grund- 
lage für die Gefangenenplattform 19. Juni 
bilden, sind Ausdruck jenes kämpferischen 
Bewusstseins, das in allen Kontinenten der 
Welt zu finden ist. 

Diese Plattform bezieht sich direkt auf ein 
Massaker an etwa 300 Gefangenen der PCP- 
Sendero Luminoso aus Peru im Jahre 1986. 
Eine Revolte der Gefangenenkollektive wur- 
de von dem damaligen APRA-Regime Alan 
Garcias blutig niedergeschlagen. Zeitgleich 
tagte in der peruanischen Hauptstadt Lima 
der internationale Sozialdemokratismus 
(„Sozialistischen Internationale“), Garcia 
rechtfertigte auf dieser Tagung das Massaker 
an den Gefangenen als „Maßnahme gegen 
den Terrorismus“ - und zwar unwiderspro- 
chen. 

Soziale Massenproteste, aktionsfähige 
Guerillastrukturen und entschlossene Gefan- 
genenkämpfe waren für Peru über Jahrzehn- 
te charakteristisch. Peru wurde aufgrund die- 
ses massenhaften revolutionären Widerstan- 
des zum Übungsfeld für Counterinsurgency- 
Strategien der USA und der einheimischen 
Kompradorenklasse - leider mit Erfolg. Der 
von den USA und der übrigen ‚freien westli- 
chen Welt’ hofierte Fujimorismus konnte un- 
eingeschränkt mit staatsterroristischen Mit- 
teln große Teile der Opposition eliminieren. 
Nach dem Regierungswechsel vor einigen 
Monaten hat sich nichts Substanzielles geän- 
dert; wie auch, denn es handelt sich um kei- 
nen fundamentalen Systemwechsel, sondern 
um einen einfachen periodischen Austausch 
der Staatselite. 

Aufgrund dessen müssen wir unsere Auf- 
merksamkeit auf die weiterhin einsitzenden 
GenossInnen und die Anfangszeichen einer 
sich neuformierenden Guerilla („Roter Pfad“) 
legen. 

Fr., 12. Oktober 2001: Prozess gegen linken 
Journalisten wegen „Beamtenbeleidigung“ 
im Zusammenhang mit einer Razzia wegen 
„Verstoßes gegen das Vereinsgesetz“, Turm- 
str. 91, Raum II, A571, 12.30h 

Do., 18. Oktober: Buchvorstellung „Bei le- 
bendigem Leib ...“ - Von Stammheim zu den 
F-Typ-Zellen. Gefängnissystem und Gefan- 
genenwiderstand in der Türkei, Ort und Uhr- 
zeit werden noch bekannt gegeben 

Fr, 19. Oktober: Anti-NATO-Kundgebung, 
Breitscheidplatz, 18h (wie jeden Freitag!) 
Fr., 19. Oktober: Fackelumzug zur Stamm- 
heimer Todesnacht und zum Todesfasten in 
der Türkei, vom Breitscheidplatz zum türki- 
schen Konsulat nähe Adenauerplatz, 20h 
Sa., 27. Oktober: Zur Situation der revolu- 
tionären Organisationen und politischen Ge- 
fangenen in Peru, Versammlungsraum im 
Mehringhof, Gneisenaustr. 2a, U-Bhf. Meh- 
ringdamm, 18h 


8. September 2001, AufruferInnen: gruppe 
mücadele, TAYAD-Solidaritätskomitee/Ber- 
lin, Unterstützerlnnen: AK Internationalis- 
mus FU Berlin 


Größte Repressionskampagne 
seit 1984 


Verhaftungs- 
welle im 
Baskenland 


Seit dem 24. August ‘01 rollt in verschie- 
denen Regionen des Spanischen Staates 
unter dem Vorwand der Bekämpfung des 
Terrorismus eine Verhaftungswelle gegen 
Personen, überwiegend aus dem Umfeld 
der sozialen Bewegungen, die der Mit- 
gliedschaft in der baskischen Befreiungs- 
front ETA bezichtigt werden. Bislang wur- 
den im Rahmen der größten staatlichen 
Kampagne gegen die ETA seit 1984 in den 
letzten Wochen 41 Personen verhaftet. Auf 
welche Weise Teile der Betroffenen ins Vi- 
sier der spanischen Justiz gelangten und 
welche Behandlung die Verhafteten im Po- 
lizeigewahrsam erfahren haben, möchten 
wir im Folgenden anhand einiger exem- 
plarischer Einzelfälle dokumentieren. Wie 
die Justiz des spanischen Staates Personen, 
welche sie der Mitgliedschaft zu ETA be- 
zichtigt, zu behandeln pflegt, zeigt das Bei- 
spiel von Unai Romano. 

Romano wurde am 7.9.01 von der Guar- 
dia Civil in der Wohnung seiner Eltern fest- 
genommen. Seit einer vorübergehenden 
Festnahme, welche im Zusammenhang mit 
dem Überfall der baskischen Landespolizei 
Erzaintza auf ein besetztes Hauses in Ga- 
steiz (Baskenland) in der Nacht vom 28. Au- 
gust ‘01 stand, wurde er beschattet, obwohl 
er ohne Anzeige entlassen worden war. Er 
wird in Zusammenhang mit dem „Coman- 
do Barcelona“ der ETA gebracht. Er be- 
richtet von massiver Folterung im Ge- 
wahrsam der Audiencia Nacional durch 
Angehörige der Guardia Civil. Romano 
wurde bei den Verhören so massiv auf den 
Kopf geschlagen, dass das Innere seiner Au- 
gen mit Blut unterlaufen war. An den Ho- 
den und hinter den Ohren wurden Elektro- 
den angebracht, um ihn mit Stromstößen 
zu foltern. Romano wurde mehrfach eine 
Plastiktüte über den Kopf gestülpt, um Er- 
stickungszustände herbeizuführen. 
Während dieser Situation wurde ihm zu- 
dem mitgeteilt, dass seine Mutter verstor- 
ben sei. Die Folterungen führten zu einer 
derart schweren psychischen Schädigung, 
dass er drei Tage lang seine Sehfähigkeit 
einbüßte. Um dieser Situation zu entkom- 
men, biss er sich die Handgelenke auf, wor- 
auf er ins Krankenhaus verbracht wurde. 
Als er anschließend dem Richter Ruiz Po- 
lanco vorgeführt wurde, machte er diesen 
auf die schweren Folterungen aufmerksam. 
Polanco unterbrach ihn bei seinen Darstel- 


lungen, mit der Begründung, daß alle Ver- 
hafteten immer die selben Vorwürfe her- 
vorbrächten. Er solle sich an ein normales 
Gericht wenden. 

Nach der baskischen Antirepressions- 
gruppe Gestoras pro Amnistia wurden von 
den elf Personen, die im Baskenland auf- 
grund angeblicher Mitgliedschaft im „Co- 
mando Barcelona“ festgenommen wurden, 
zehn Menschen gefoltert. Die einzige Per- 
son, die nicht gefoltert wurde, stellte sich 
der Justiz. Ein weiteres Beispiel: Am 24. 
August 2001 wurden Laura Riera, Aurelia 
Comas und Pedro Alvarez verhaftet. Die 
sroßangelegte Aktion wurde in der Öffent- 
lichkeit als vernichtender Schlag gegen das 
„Comando Barcelona“ der ETA dargestellt. 
Hinreichende Beweise für eine tatsächliche 
Zugehörigkeit zur Organisation konnten 
bislang nicht geliefert werden. DerBlick auf 
den sozialen Kontext der betroffenen Per- 
sonen läßt jedoch sehr leicht erkennen, aus 
welcher Motivation heraus die Ermitt- 
lungsbehörden des spanischen Staates die 
Inhaftierung einleiteten. 

Laura Riera geriet aufgrund von Kon- 
takten zu Zigor Larredonda ins Blickfeld der 
Justiz. Larredonda befindet sich seit Febru- 
ar - ebenfalls wegen mutmaßlicher Mit- 
gliedschaft im „Comando Barcelona” - in 
Haft, obgleich bislang keine stichhaltigen 
Beweise gegen ihn geliefert werden konn- 


| Verlegung baskischer Gefangener 


Gegen heimatferne Haft 


: Zehntausende Menschen haben am Wo- 
: chenende (15./16.) in Bilbao für die Ver- 
; legung der baskischen Gefangenen ins 
 Baskenland demonstriert. Der Initiative 
: von der Angehörigenorganisation der po- 
: litischen Gefangenen Senideak-Gureak 
: hatten sich auch die baskischen Gewerk- 
-schaften und diverse Parteien ange- 
; schlossen. Die wohl größte Demonstrati- 
: onzur Unterstützung der Gefangenen seit 
: dem Ende der Waffenruhe der Separati- 
; stenorganisation ETA klagte vor allem 
; den Tod von Freunden oder Angehörigen 
: der Gefangenen an. 

Am Wochenende zuvor waren erneut 


as gaben bislang 400 Personen gegenüber 
der Öffentlichkeit bekannt, Kontakte zu 
Larredonda zu haben, und stellten Anfra- 
gen an die Justiz, ob sie ebenfalls unter Ver- 
dacht stünden, Straftaten verübt zu haben. 

Die soziale Vorgeschichte von L. Riera 
dürfte erahnen lassen, weshalb sie als kri- 
tische Persönlichkeit dem spanischen Staat 
ein Dorn im Auge ist. Schon als Kind war 
sie in einer Erziehungsgruppe für mehr To- 
leranz namens „l’Esquellot“ aktiv. Später 
arbeitete sie beim Jugendzentrum „Casal de 
Sant Pere“. Ihre Arbeit bestand fortan in der 
kritischen Kinder- und Jugendarbeit. Riera 
war zudem Mitglied im Hausbesetzerple- 
num von Terrassa, eine Stadt in der Nähe 
von Barcelona. In Terrassa ging sie eine 
Zeitlang einer Tätigkeit als Büroangestell- 
te im Rathaus nach. Diese wird ihr nun zur 
Last gelegt: Sie wird nun von den Ermitt- 
lungsbehörden bezichtigt, Informationen 
an Z. Larredonda weitergegeben zu haben, 
was diesem angeblich die Planung eines At- 
tentats ermöglicht haben soll. Obgleich der 
Bürgermeister von Terrassa in einer eigens 
einberufenen Pressekonferenz höchstselbst 
die technische Unmöglichkeit eines Zu- 
griffs auf vertrauliche Daten seitens Riera 
beteuerte, hält die Justiz das Konstrukt auf- 
recht. 

Pedro Alvarez arbeitete bislang als Leh- 
rer der baskischen Sprache. Vor seinem 


zwei Freunde einer Gefangenen bei einem _ 
Verkehrsunfall getötet worden, als sie auf | 
dem Weg in ein spanisches Gefängnis wa- 
ren. Der Unfall ereignete sich 425 Kilo- 
meter entfernt von ihrem Heimatort Sora- 
luze. Aus dem Ort stammen sowohl die 
beiden Toten wie auch Lurdes Txurruka, _ 
die im Gefängnis von Brieva in der Pro- 
vinz Avila sitzt. Während der 32-jährige 
Asier Heriz und der 39-jährige Inaki Su- 
ez starben, überlebte die Frau von Suez 
schwerverletzt. 

Auf der Demonstration klagten die Red- 
ner die Doppelbestrafung an, welche die 
Zerstreuung der Gefangenen über ganz 
Spanien und Frankreich bedeutet. Der 
Sprecher der Angehörigen, Tomas Kar- 
rera, forderte „Gerechtigkeit“ Die Straf- 
gesetze von Spanien und Frankreich se- 
hen eine Verbüßung der Strafe in der Nähe | 
der Heimat vor. Karrera erklärte, 
die Zerstreuung „hat mehr Tote 
gefordert als die GAL“ 

Die GAL-Todesschwadrone un- | 
ter der sozialistischen Regierung _ 
ermordeten in den 80er-Jahren _ 
fast 30 Basken. Jedes Wochenen- 
de machen sich etwa 2000 Basken 
auf einen bis zu 16 Stunden dau- | 
ernden Weg, um für kurze Zeit An- | 
gehörige oder Freunde zu besu- | 
chen. Unfälle, auch mit Todesfol- _ 
ge, sind an der Tagesordnung. 
: Ralf Streck, 


Notizen gefunden, welche das Wort „Ro- 
ses“ enthalten. In diesem Ort wurde kurz 
zuvor ein Attentat verübt. 

Die Ursache, weshalb er derartige Be- 
merkungen verfaßte, sind höchst banal: 

Alvarez arbeitete an der Übersetzung ei- 
ner Tourismusbroschüre ins Baskische, die 
das Rathaus in Roses zuvor bei ihm beauf- 
tragt hatte. Der Vorwurf, Alvarez Auto sei 
früher einmal von Garcia Joldrä, welchem 
eine Beteiligung am Attentat auf den ehe- 
maligen Minister Ernest Lluch vorgeworfen 
wird, benutzt worden, blieb bislang unbe- 
stätigt. 

Aurelia Comas, Redakteurin der Lokal- 
zeitung „El Punt“, wurde als Lebensge- 
fährtin von Alvarez ebenfalls festgenom- 
men, nach drei Tagen erfolgte jedoch ihre 
Entlassung aus der Haft. 

Riera wurde nach ihrer Verhaftung nach 
dem Antiterrorgesetz behandelt. Konkret 
bedeutet dies, daß sie im Gewahrsam der 
Guardia Civil zunächst fünf Tage lang der 
Isolationshaft ausgesetzt wurde. Dort wur- 
den ihr dringend benötigte Medikamente 
gegen ihre schwere Epilepsie verweigert, 
was angesichts ihres Krankheitsbilds den 
psychischen Zustand bei den Verhörsitua- 
tionen unerträglich machte, da das Aus- 
bleiben der medikamentösen Behandlung 
in ihrem Fall Bewußtlosigkeit zur Folge hat. 
Auf diese Weise konnten Eingeständnisse 
erzwungen werden. Die freie Auswahl ei- 
nes Anwaltes wurde ihr untersagt. Ver- 
wandte, die sie mittlerweile besuchen konn- 
ten, berichteten von Hämatomen am 
ganzen Körper. Haarstränen seien ihr aus- 
gerissen worden, zudem sei ihr bei den Ver- 
hören insgesamt fünfmal mit einer Pla- 
stiktüte die Atemluft entzogen worden. Die 
Verlegung in die Justizvollzugsanstalt „So- 
to del Real“ sei für Riera eine Erleichterung 
gewesen, so ihr jetziger Pflichtverteidiger. 
Bei der Haftprüfung befand sich L. Riera in 
einem derart psychisch labilen Zustand, 
daß sie die ihr angetanen Folterungen ge- 
genüber Richter Garzón nicht äußerte. Dies 
hat zur Folge, daß die durch einen unab- 
hängigen Arzt vorzunehmen beabsichtigte 
Untersuchung ihres Körpers nach Folter- 
spuren bislang von der Justiz verhindert 
werden konnte. 

Die in dieser Erklärung aufgeführten Bei- 
spiele lassen erahnen, zu welchen Mitteln 
der spanische Staat unter dem Vorwand der 
Bekämpfung des Terrorismus greift. Es ist 
ein erneutes Beispiel, wie auch die sich als 
demokratisch begreifenden Systeme Euro- 
pas linken Widerstand kriminalisieren, in- 
dem dessen Akteure zu Terroristen gemacht 
werden, unabhängig von Schuld oder Un- 
schuld vor ihren eigenen Gesetzen - ganz 
zu schweigen von Wahrheit oder Gerech- 
tigkeit. 


Berlin, den 13. September 2001 
Gemeinsames Antirepressionsbündnis Ber- 
lin, Görlitzer Straße 68 &#61623; 10997 
Berlin &#61623; tel/fax 030 / 61074013 
&#61623; antirepression@ gmx.de 
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Politische Verfolgung in den USA 


Neues Verfahren gegen Rap Brown 


Am 12.September 2001 begann das Ver- 
fahren gegen Imam Jamil Abdullah 
Al-Amin, der frühere H. ,Rap' Brown, we- 
gen Mordes und versuchten Mordes in At- 
lanta, Georgia. Der Staatsanwalt fordert 
die Todesstrafe. Seit über 35 Jahren ver- 
sucht die Polizei und das FBI, Al-Amin end- 
gültig aus dem Verkehr zu ziehen. 


1943 in Baton Rouge, Louisiana, geboren, 
trat er 1965 in die SNCC ein, eine gewalt- 
lose Studentenorganisation, die gegen die 
Rassentrennung kämpfte. Später wurde er 
zum Vorsitzenden der SNCC gewählt. Ge- 
nannt Rap’ wegen seiner rhetorischen 
Fähigkeit, geriet er schnell ins Visier der 
örtlichen Polizei und des FBIs. Als Speku- 
lationen über eine Vereinigung der SNCC 
und der Black Panther Party aufkamen, der 
damalige Vorsitzende der SNCC, Stokely 
Carmichael, wurde 1968 zum Ehren-Pre- 
mierminister und Brown zum Ehrenjustiz- 
minister der Black Panther Party ernannt, 
verstärkte das FBI den Druck gegen die SN- 
CC. 


im Bundesstaat 
Maryland wegen „Anstiftung zum Aufruhr 
und Aufforderung zur Brandstiftung“ an- 
geklagt. Die Anklage wurde später fallen- 
gelassen. Auf einer Kundgebung (siehe 
Bild) hatte Brown gesagt, „schwarze Men- 
schen bauten Amerika auf, und wenn Ame- 
rika nicht umkehrt, werden wir Amerika ab- 
brennen“ Es kam zu Straßenschlachten, bei 
denen einige Gebäuden abbrannten. Am 
Morgen des ersten Prozesstages starben 
zwei seiner Freunde, als eine Autobombe 
sie in die Luft sprengte. Als die Presse be- 
richtete, er sei im Auto gestorben, tauchte 
er aus Angst um sein Leben unter. Das FBI 
fahndete bundesweit nach ihm als einem 
der 10 meistgesuchten Verbrecher der USA. 
1971 wurde Brown in New York von Poli- 
zisten angeschossen, zusammengeschlagen 
und angeklagt wegen vierundzwanzigfa- 
chen Raubes, Waffenbesitz und versuchten 
Polizistenmordes. Er wurde zu einer 
Haftstrafe von höchstens fünfzehn Jahre 
verurteilt, wegen versuchten Mordes aller- 
dings freigesprochen. Ende 1976 wurde sei- 
ne Strafe ausgesetzt. 


1967 wurde Brown 


Im Gefängnis trat Brown dem Islam bei 
und nahm den Namen Jamil Abdullah Al- 
Amin an. Nach seiner Freilassung ging er 
nach Atlanta und machte einen Lebens- 
mittelladen auf und wurde Imam in einem 
der ärmsten Viertel der Stadt, wo er gegen 
Kriminalität und Drogendealer kämpfte. 
Trotz der Abkehr von seinem früheren ra- 
dikalen Leben war er dennoch weiterhin das 
Ziel polizeilicher Verfolgung. Das FBI ver- 
suchte ihn in Verbindung zu bringen mit 
terroristischen Gruppen und mit dem Bom- 
benangriff 1993 gegen das World Trade 
Center wie auch mit einer sogenannten 
„moslemischen Bankräuberbande“ 1995 
wurde er von der Bundesbehörde für Alko- 
hol, Tabak und Waffen wegen schwerer 
Körperverletzung verhaftet, eine Straftat, 
für die normalerweise die örtliche Polizei 
zuständig ist. Das Opfer gab später zu, dass 
es nicht wusste, wer ihn verletzt hatte, und 
dass die Polizei ihn unter Druck gesetzt hat- 
te, Al-Amin zu belasten. Das FBI infiltrier- 
te seine Moscheegemeinde und die Polizei 
führte verdeckte Ermittlungen und spio- 
nierte mehr als 130 Menschen aus - vor- 
wiegend aus seiner Gemeinde. Besonders 
untersucht wurden acht Menschen aus sei- 
nen näheren Freundeskreis. Trotzdem 
konnte die Polizei nie Anhaltspunkte für 
Straftaten finden. 

Am 31. Mai 1999 wurde Al-Amin von der 
Polizei angehalten und verhaftet, weil er 
angeblich ein gestohlenes Auto ohne Ver- 
sicherung gefahren und sich als Polizist 
ausgegeben haben soll. Amin hatte in sei- 
ner Tasche einen Kaufvertrag für das Auto 
und eine Polizeimarke, die ihn als „Hilfs- 
polizist“ der Stadt Whitehall in Alabama 
auswies. Die Marke wurde ihm vom Bür- 
germeister wegen seines sozialen Engage- 
ments in der Stadt verliehen, was der Bür- 
germeister der Polizei auch brieflich be- 
stätigte. Trotzdem wurde ein Gerichtspro- 
zess angestrebt. Als Al-Amin zum Prozess 
im Januar 2000 nicht erschien, wurde ein 
Haftbefehl erlassen. Am 16.März 2000 ge- 
gen 22 Uhr kamen Polizisten, um den Haft- 
befehl zu vollstrecken. Es kam zu einer 
Schießerei, bei der beide Polizisten ange- 
schossen wurden. Die Polizei leitete eine 
landesweite Suche nach Al-Amin ein. Laut 
den ersten Medienberichten war der Täter 
ein Polizistenhasser, der auf die beiden aus 
dem Hinterhalt geschossen haben soll. Al- 
Amins Beziehung zur Black Panther Party 
stand im Mittelpunkt der Berichte, samt Bil- 
dern von ihm aus den 60er-Jahren, schwarz 
gekleidet und mit Sonnenbrille. Nachdem 
einer der Polizisten seinen Verletzungen er- 
lag, wurde die Medienhetze intensiviert. 

Vier Tage später wurde Al-Amin in 
Whitehall festgenommen, und es traten die 
ersten Widersprüche auf. Beide Polizisten, 
die mindesten 10 Schüsse abfeuerten, er- 


klärten, dass sie den Täter angeschossen 
hatten, „ich habe ihn angeschossen, ich 
weiß, dass ich ihn angeschossen habe“, er- 
klärte Ricky Kinchen anderen Polizisten, 
kurz bevor er starb. Als er verhaftet wurde, 
war Al-Amin aber unversehrt. Die Be- 
hauptung, dass der Täter angeschossen 
wurde, wurde unterstützt durch eine Blut- 
spur, die vom Tatort bis zu einem leerste- 
henden Haus ein paar Häuserblocks ent- 
fernt führte. Sofort nach der Tat riegelte die 
Polizei die Gegend im Umkreis von vier 
Häuserblöcke vom Tatort entfernt ab und 
durchsuchte sie, ohne Erfolg. Laut Berich- 
ten forderte der verletzte Beamte English 
nach der Tat Hilfe über Funk an und er- 
klärte, der Täter sei in einem schwarzen 
Mercedes geflohen. Die Polizei ist aber die- 
sem Hinweis zunächst nicht nachgegangen. 
Erst 10 Tage später stellte sie einen schwarz- 
er Mercedes sicher. Ihre Suche konzenttrier- 
te sich auf einen Täter zu Fuß. Auch des- 
wegen besorgten sie sich einen Haus- 
durchsuchungsbeschluss für die Räumlich- 
keiten Al-Amins. Sie hofften, entweder Al- 
Amin oderBlutspuren dort zu finden. Nach- 
dem die Polizei feststellte, dass Al-Amin 
nicht angeschossen wurde, wurde die Blut- 
spur für unwichtig erklärt, sie führe wahr- 
scheinlich vom Haus zum Tatort und nicht 
umgekehrt erklärte der Polizeisprecher, 
John Quigley. Die Polizei behauptet sogar, 
keine Blutprobe zu haben. 

Der Mercedes war nicht der einzige Hin- 
weis, dem die Polizei nicht nachging. Am 
Abend der Schießerei wurde ihr von Auto- 
fahrern berichtet, ein verletzter Mann ver- 
suche ca. fünf Häuserblöcke vom Tatort 
entfernt, fahrende Autos anzuhalten. Ob- 
wohl die Polizei sofort die Jagd auf Al- 
Amin eröffnet und die Medien berichteten, 
er wäre eindeutig als Täter identifiziert, 
musste der verletzte Beamte später zuge- 
ben, er habe Al-Amin erst am nächsten Tag 
identifiziert - nachdem Beamten ihm ein 
Bild von Al-Amin gezeigt hatten. English 
hat später zu Protokoll geben, „Meine Mut- 
ter hat mir immer gesagt, ‚Guck einem Men- 
schen in die Augen, guck ihm immer in die 
Augen’, ich kann mich an ihn erinnern, weil 
ich ihm habe in die Augen geguckt habe ... 
ich erinnere mich an die grauen Augen.“ 
Al-Amin hat dunkelbraune Augen. 

Am 13. April 2000, drei Wochen nach der 
Schießerei, wurde Otis Jackson wegen Be- 
währungsverletzung von Georgia nach Ne- 
vada ausgeliefert. Dort deutete er an, an ei- 
ner Schießerei beteiligt gewesen zu sein. In 
den darauffolgenden Wochen wurde er 
mehrmals von der Polizei und dem FBI ver- 
hört und gab ein Geständnis ab. Al-Amins 
Anwälte erfuhren vom Geständnis erst 
sechs Monate später - nachdem Jackson 
sein Geständnis zurückgezogen hatte. 

Die Medien stacheln aber weiterhin ge- 
gen ihn. Daher hat seinen Anwalt bei einer 
Anhörung das Recht erstritten, bei mögli- 
cher negativen Auswirkung der Berichter- 
stattung auf die Jury eine Verlegung des 
Gerichts in einen anderen Bezirk zu for- 


dern. Der Prozess wurde nach einigen Ta- 
gen Verhandlung unterbrochen - u.a. we- 
gen der Anschläge in den USA. Der Rich- 
ter vertagte den Prozess bis auf weiteres. 
info@imamjamil.com 

Revolutionary Worker #1049, April 9, 2000 
Workers World News Service March 30, 
2000 


30. Jahrestag der 
Ermordung von 
George Jackson 


„Jeder, der heute die Prüfung zum Beam- 
tendienst besteht, kann mich morgen töten. 
Jeder der diese Prüfung gestern bestanden 
hat, kann mich heute unter völliger Immu- 
nität töten.“ 


Am 21. August 1971 wurde diese Vorah- 
nung zur Gewissheit. Die _ u 

wahren Umständen hin- % | 5 
ter seinem Tod wurden S ( j 

nie lückenlos aufgeklärt. $a 
Nach offizieller Darstel- 
lung wurde George bei 
einem Fluchtversuch aus 
dem Gefängnis San 
Quentin in Kalifornien 
erschossen. Mit einer | 
ihm zugespielten Pistole 
soll er einen Schließer 
bedroht und einige Ge- # 
fangene aus ihren Zellen % 
befreit haben. Sofort ha- j: ; 
ben diese die Wärter mit f 
selbst gebastelten Waf- 
fen angegriffen und ih- 
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nen die Kehlen durchgeschnitten. Ein wei- 
terer Schließer, der später den Zellentrakt 
betrat, wurde erschossen. Der Schuss löste 
den Alarm aus. Als daraufhin eine Gruppe 
bewaffneter Wächter die Räume stürmte, 
habe George Jackson versucht zu fliehen 
und sei auf dem Hof nahe der Gefängnis- 
mauer aus einem Wachturm heraus er- 
schossen worden. Der erste Schuss zer- 
schmetterte seinen Knöchel, der zweite traf 
seinen Rücken, durchdrang seinen Körper 
und trat durch die Schädeldecke wieder aus. 
Anscheinend war dieser zweite Schuss aus 
kurzer Entfernung von hinten abgegeben 
worden, als Jackson auf allen vieren knie- 
te, was einer Exekution gleichkäme. 

George wurde am 23. September 1941 ge- 
boren und wuchs in Chicago im Ghetto auf. 
1960 wurde er angeklagt, eine Tankstelle 
überfallen und $70 geraubt zu haben. Die 
Staatsanwaltschaft versprach ihm eine 
leichte Strafe in einem Provinzgefängnis, 
wenn er die Tat eingesteht. Mittellos und 
ohne Anwalt ließ sich George auf den Kuh- 
handel ein. Der Urteilsspruch lautete dann 
aber ein Jahr bis lebenslänglich in einem 
der berüchtigtsten Zuchthäuser der USA. 

Im Gefängnis lernte George politisch be- 
wusste Gefangene kennen, „schwarze Gue- 
rilleros“ wie er sie nannte, und fing an, po- 
litische Literatur zu verschlingen. „Im Ge- 
fängnis begegnete ich Marx, Lenin, Trotz- 
ki, Engels und Mao, die mir halfen, mich zu 
befreien.“ Bald schrieb George selber. Sei- 
ne Bücher „Soledad Brothers - Briefe aus 
dem Gefängnis“ und „Blood in my Eye“ 
wurden von Gefangenen überall in den 
USA gelesen und debattiert. 


Remember Attica 


Als die Nachricht von der Ermordung die 
Insassen im Gefängnis von Attica, New 
York erreichten, wurde zum Gedenken an 
George Jackson beschlossen, am 23. Au- 
gust den ganzen Tag lang zu fasten und da- 
bei eine schwarze Armbinde zu tragen. Ein 
Gefangener berichtete, „Im Speisesaal, wo 
normalerweise ohrenbetäubender Lärm 
herrscht, war totale Stille“, und, „wir be- 
griffen: wenn die Leute sich für so eine Sa- 
che zusammenschließen konnten, dann 
konnten sie das auch für etwas anderes 
„ tun.“ 

| Die Gefangenen in Attica, 
und nicht nur dort, kämpften 
seit längerem um bessere Be- 
dingungen, bekamen aber im- 
mer nur Ausreden zu hören. 
; Am 9.September war dann ih- 
re Geduld zu Ende. An jenem 
Morgen weigerte sich eine 
Gruppe von Gefangenen an- 
zutreten, um zum Arbeitsplatz 
geführt zu werden. Die Rebel- 
lion weitete sich schnell aus. 
| Innerhalb von Minuten über- 
nahmen mehr als 1.000 Ge- 
fangene die Kontrolle über den 
Zellentrakt und nahmen 38 
t Wärter als Geiseln. „Wenn wir 
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nicht wie Menschen leben können, denn 
werden wir mindestens versuchen, wie 
Menschen zu sterben“, drückten die Ge- 
fangene ihre Geschlossenheit aus. 

Nach Treffen mit dem Leiter der Gefäng- 
nisbehörde setzten die Gefangenen die Bil- 
dung einer Vermittlungsgruppe aus „neu- 
tralen Beobachtern, Presseleute und Ver- 
tretern der Black Muslims, Black Panther 
Party und Young Lords“ durch. Die Behör- 
den gingen zum Schein auf Verhandlungen 
ein, gleichzeitig bereiteten sie die Erstür- 
mung des Gefängnisses vor. Am 13.Sep- 
tember warfen Kampfhubschrauber Trä- 
nengas in den Hof, anschließend stürmten 
bewaffnete Polizisten, Nationalgardisten 
und Gefängniswärter den Knast und schos- 
sen wild um sich. Gefangene, wurden will- 
kürlich angeschossen oder getötet - dar- 
unter einige, die sich schon ergeben hatten 
-, und nach der Zurückeroberung des Ge- 
fängnisses wurden alle brutal zusammen 
geschlagen. Gefangene berichteten später, 
wie Einzelne bis spät in die Abendstunden 
aus ihren Zellen herausgeholt wurden und 
dass Schüsse auch noch nach der Aktion zu 
hören waren. Insgesamt starben 32 Gefan- 
gene und 9 Geiseln. Die Behörden gaben 
sofort bekannt, dass sieben Geiseln die Keh- 
le durchgeschnitten wurden. Die Autopsi- 
en brachten die Wahrheit zu Tage, alle wa- 
ren bei der Erstürmung von Polizisten er- 
schossen worden. 

Gegen 62 der Gefangenen, zumeist 
Schwarze, wurde Anklage erhoben. Die be- 
antragten Strafen beliefen sich auf insge- 
samt 60.000 Jahren. Vor Gericht wurden, 
nicht zuletzt aufgrund des öffentlichen 
Drucks, fast alle Verfahren niedergeschla- 
gen. Nur acht, darunter zwei Indianer, wur- 
den für den Rest ihres Lebens hinter Gitter 
geschickt. Obwohl es öffentliche Untersu- 
chungen gab, wurde kein einziger Schließer, 
Polizist, Vertreter der Gefängnisbehörde 
oder Politiker wegen des Massakers an den 
Gefangenen von Attica angeklagt.’ 

Im Januar 2000 sprach ein Bundesgericht 
den Gefangenen von Attica 8 Millionen 
Dollar plus 4 Millionen Dollar Anwaltsko- 
sten als Entschädigung zu, 26 Jahren nach- 
dem sie ihre Anklage eingereicht hatten. Nur 
400 Insassen können davon profitieren, 400 
sind inzwischen tot und der Rest angeblich 


unauffindbar, sagen die Behörden.’ 

1 Geschichte ist eine Waffe / Band 1, AGIPA - Press, 
ISBN 3-926529-00-8 - Film: Attica 1971, L. Fire- 
stone 

2 www.wsws.org/sections/category/news/crime- 
us.shtml 
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Mumia Abu-Jamal 


Richter: „Ja, und ich werde ihnen helfen, den 


Nigger zu schmoren. 


Anfang des Monats reichte das neue Ver- 
teidigerInnen-Team von Mumia Abu-Ja- 
mal eine eidesstattliche Erklärung der Ge- 
richtsstenographin und -reporterin, Terri 
Maurer-Carter, sowohl beim Pennsylvania- 
wie auch beim Bundesgericht ein. In ihrer 
Erklärung, sagte Carter aus, dass sie, 
während sie 1982 auf dem Weg zu ihrem 
Arbeitsplatz in einem Gerichtssaal war, 
durch ein Vorzimmer ging, in dem Richter 
Albert Sabo und ein anderer Mann den Fall 
von Mumia diskutierten. Im Vorbeigehen 
hörte sie, wie Sabo sagte, „Ja, und ich wer- 
de ihnen helfen den Nigger zu schmoren.“ 
Carter erklärte, dass sie der Unterhaltung 
nicht absichtlich zugehört hatte, aber ihr 
Interesse sei erweckt worden, weil sie nur 
zwei Häuserblocks vom Tatort entfernt 
wohnte. Sabos Äußerung fiel in dem Mo- 
ment als sie den Raum verlassen wollte und 
hatte sie schockiert. 

Die kurzfristig einberufene Pressekonfe- 
renz vor dem Rathaus in Philadelphia un- 
mittelbar nach einreichen der Erklärung er- 
regte ein beachtliches Medieninteresse. Die 
Berichterstatter interessierten sich aber we- 
niger dafür, dass die Erklärung, wie An- 
wältin Marlene Kamish sagte, Sabos rassi- 
stische Voreingenommenheit gegenüber 
Mumia während der Gerichtsverhandlung 
1982 und in den späteren Anhörungen be- 
weist. Vielmehr wurde versucht Carter als 
Mumia-Anhängerin und Todesstrafengeg- 
nerin darzustellen. Carter gibt offen zu, auf 
Demonstrationen gewesen zu sein, „Ich war 
auf vielen Demonstrationen. (...) Ich habe 
zugehört, was gesagt wurde. (...) Ich bin we- 
der von Mumias Unschuld noch von seiner 
Schuld überzeugt. Ich würde aber sagen, 
dass ein berechtigter Zweifel besteht. Ich 
meine, er sollte ein neues Verfahren be- 
kommen.“ 

Warum sie fast zwanzig Jahren gewartet 
hatte um mit dieser Information an die Öf- 
fentlichkeit zu gehen wollten die Journali- 
sten wissen. Carter bestreitet vehement, 
zwanzig Jahren geschwiegen zu haben. 
Schon damals hatte sie ihren unmittelba- 
ren ArbeitskollegInnen davon erzählt und 
seitdem vielen anderen in der Behörde, in- 
klusive Staatsanwälten. Aber, alle hatten sie 
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ignoriert. Erst im Sommer kontaktierte sie 
die Free-Mumia-Kampagne und erzählte 
von ihrer Erfahrung und wurde vor weni- 
gen Wochen vom Anwaltsteam gebeten, ih- 
re Erklärung schriftlich und auf Tonband 
festzuhalten. Ihren ehemaligen Arbeitskol- 
legInnen hatte Carter zuvor von ihrem Vor- 
haben erzählt. Alle baten sie es nicht zu tun. 
Carter ist bereit ihre Aussage unter Eid im 
Gerichtsaal zu wiederholen. 

Obwohl Carter ausdrücklich Richter Sa- 
bo in ihrer Erklärung nennt, versuchten die 
Medien ihre Aussage in Frage zu stellen, 
weil sie kein genaues Datum angeben kann. 
Es wurde suggeriert, dass die Äußerung, 
falls sie stimmen sollte, nicht von Sabo 
stamme, derdem Hauptverfahren 1982 vor- 
saß, sondern von Richter Ribner, der die 
Voranhörungen leitete. Die Oberstaatsan- 
wältin von Philadelphia, Lynne Abraham, 
eine erklärte Mumia-Gegner, hat bis jetzt 
kein Interesse verkündet die Aussage Car- 
ters zu überprüfen. 

Am 7. September reichte Mumias neues 
Anwaltsteam ihre Begründungen beim Ge- 
richt ein, wieso die eidesstattliche Erklärung 
des Berufskillers Arnold Beverly in die Ge- 
richtsakten aufgenommen werden sollte 
(Siehe: Info 249). Beigefügt wurde auch ei- 
ne Videoaufnahme von Beverly, wie er sei- 
ne Erklärung aus dem Jahr 1999 vorliest. 
Mumias Anwaltsteam zufolge war sie zwei 
Wochen vorher aufgenommen worden. Ko- 
pien des Videos gingen auch an die Staats- 
anwaltschaft und an JournalistInnen. 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 54 54194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 251:So, 14.10.2001 
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